
E g lisc e a -lT tsc l e I e 
Heft 2, Jahrgang 1998 ~Ausgegeben: Hannover, den 15. Februar 1998 

A .. Evangelische Kirche Deutschland 

B .. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Evangelische Kirche der Union 

Nr. 13* Verordnung zur Änderung des Einführungs­
gesetzes zum Pfarrdienstgesetz. 

Vom 15. Oktober 1997. 

Der Rat der Evangelischen Kirche der Union hat gemäß 
Artikel 15 Absatz 3 der Ordnung der Evangelischen Kirche 
der Union folgende Verordnung beschlossen: 

§ 1 

Artikel 12 § 1 des Einführungsgesetzes zum Pfarrdienst­
gesetz vom 15. Juni 1996 (ABI. EKD S. 487) erhält fol­
gende Fassung: 

Das gliedkirchliche Recht kann im Interesse des Ab­
baus eines Personalüberhangs im pfarramtliehen Dienst 
bestimmen, daß Pfarrerinnen und Pfarrer, die das 
58. Lebensjahr vollendet haben, auf ihren Antrag in den 
Ruhestand versetzt werden können. Eine Regelung nach 
Satz 1 tritt spätestens am 31. Dezember 2001 außer 
Kraft. 

§2 

Diese Verordnung tritt für die Evangelische Kirche der 
Union am 1. Januar 1998 in Kraft. Sie wird für die Gliedkir­
chen in Kraft gesetzt, nachdem diese jeweils zugestimmt 
haben. 

Be r 1 in, den 15. Oktober 1997 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 

Berger 

Nr. 14* Beschluß 42/97 der Arbeitsrechtlichen Kom­
mission der EKU (Bemessungssatz der Ver­
gütungen - Sonderzuwendung für das Kalen­
derjahr 1998). 

Vom 6. November 1997. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union hat in ihrer Sitzung vom 6. November 
1997 folgenden Beschluß (42, 43, 44, 45) gefaßt, der hiermit 
gemäß § 11 Absatz 4 der Ordnung über das Verfahren zur 
Regelung der Arbeitsverhältnisse der kirchlichen Mitarbei­
ter (Arbeitsrechtsregelungsordnung Evangelische Kirche 
der Union) vom 3. Dezember 1991 (ABI. EKD 1992 S. 20) 
bekanntgemacht wird: 

Beschluß 42/97 

Vom 6. November 1997 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union beschließt gemäß § 2 Absatz 2 der Ord­
nung über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhält­
nisse der kirchlichen Mitarbeiter (Arbeitsrechtsregelungs­
ordnung Evangelische Kirche der Union) vom 3. Dezember 
1991 (ABI. EKD 1992 S. 20): 

§ 1 

Ab 1. Januar 1998 wird der Bemessungssatz der Ver­
gütungen der Mitarbeiter auf 85 % angehoben. 

§2 

In Ausführung des Beschlusses 23/93 der Arbeitsrecht­
lichen Kommission vom 2. September 1993 wird die Höhe 
der an die Mitarbeiter zu zahlenden Sonderzuwendung für 
das Jahr 1998 auf 1000,- DM für die Mitarbeiter in den Ver­
gütungsgruppeil Vb bis I und auf 1100,- DM für die Mit­
arbeiter in den Vergütungsgruppen V c bis X festgesetzt. 
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§ 3 

Es besteht Einvernehmen, daß im Jahr 1998 eine weitere 
Anhebung des Bemessungssatzes oder eine weitere An­
hebung der Vergütungen nicht erfolgen kann. 

§4 

Dieser Beschluß tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. 

Be r l in, den 6. November 1997 

Arbeitsrechtliche Kommission 
der Evangelischen Kirche der Union 

Köhn 

Vorsitzender 

Nr. 15* Beschluß 43/97 der Arbeitsrechtlichen Kom­
mission der EKU (14. Änderung der Kirch­
lichen Arbeitsvertragsordnung - Änderung 
des Allgemeinen Kirchlichen Vergütungs­
gruppenplans). 

Vom 6. November 1997. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union hat in ihrer Sitzung vom 6. November 
1997 folgenden Beschluß (42, 43, 44, 45) gefaßt, der hiermit 
gemäß § 11 Absatz 4 der Ordnung über das Verfahren zur 
Regelung der Arbeitsverhältnisse der kirchlichen Mitarbei­
ter (Arbeitsrechtsregelungsordnung Evangelische Kirche 
der Union) vom 3. Dezember 1991 (ABI. EKD 1992 S. 20) 
bekanntgemacht wird: 

Beschluß 43/97 

Vom 6. November 1997 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union beschließt gemäß § 2 Absatz 2 der Ord­
nung über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhält­
nisse der kirchlichen Mitarbeiter (Arbeitsrechtsregelungs­
ordnung Evangelische Kirche der Union) vom 3. Dezember 
1991 (ABI. EKD 1992 S. 20): 

§ 1 

14. Änderung 
der Kirchlichen Arbeitsvertragsordnung 

1. In § 3 Abs. 1 Buchstabe n werden die Worte »oder als 
Studierende nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V versiche­
rungsfrei sind« gestrichen. 

2. § 5 Satz 2 wird gestrichen. 

3. Folgender § 69 wird eingefügt: 

»§ 69 

Schlichtungsstelle 

Wird für den Bereich einer Gliedkirche eine Schlich­
tungsstelle gebildet, sollen Dienstgeber und Mitarbeiter 
bei Meinungsverschiedenheiten, die sich aus dem 
Dienstverhältnis ergeben, zunächst die Schlichtungs­
stelle anrufen. Die Behandlung eines Falles vor der 
Schlichtungsstelle schließt die Anrufung des Arbeits­
gerichts nicht aus.« 

§2 

Änderung des Allgemeinen 
Kirchlichen Vergütungsgruppenplans 

Im Vergütungsgruppenplan A, Einzelgruppenplan 4, wird 
nach »Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher 
Hochschulausbildung« angefügt: »(gilt nicht für Mitarbeiter 
als Lehrkräfte an allgemein- bzw. berufsbildenden Schu­
len)«. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluß tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. 

B er l in , denr6. November 1997 

Arbeitsrechtliche Kommission 
der Evangelischen Kirche der Union 

Köhn 

Vorsitzender 

Nr. 16* Beschluß 44/97 der Arbeitsrechtlichen Kom­
mission der EKU (Ordnung zur Regelung der 
Ausbildungsvergütungen der kirchlichen 
Auszubildenden - AzubiO ). 

Vom 6. November 1997. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union hat in ihrer Sitzung vom 6. November 
1997 folgenden Beschluß ( 42, 43, 44, 45) gefaßt, der hiermit 
gemäß § 11 Absatz 4 der Ordnung über das Verfahren zur 
Regelung der Arbeitsverhältnisse der kirchlichen Mitarbei­
ter (Arbeitsrechtsregelungsordnung Evangelische Kirche 
der Union) vom 3. Dezember 1991 (ABI. EKD 1992 S. 20) 
bekanntgemacht wird: 

Beschluß 44/97 

Vom 6. November 1997 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union beschließt gemäß § 2 Absatz 2 der Ord­
nung über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhält­
nisse der kirchlichen Mitarbeiter (Arbeitsrechtsregelungs­
ordnung Evangelische Kirche der Union) vom 3. Dezember 
1991 (ABI. EKD 1992 S. 20): 

Ordnung 
zur Regelung der Ausbildungsvergütungen 

der kirchlichen Auszubildenden 
(AzubiO) 

§ 1 

( 1) Die monatliche Ausbildungsvergütung beträgt gemäß 
§ 8 Abs. 1 der Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der kirchlichen Auszubildenden (AzubiO) 

im ersten Ausbildungsjahr 

im zweiten Ausbildungsjahr 

im dritten Ausbildungsjahr 

im vierten Ausbildungsjahr 

705,-DM 

735,-DM 

925,-DM 

975,-DM. 

Eine abweichende einzelvertragliche Vereinbarung der 
Ausbildungsvergütung kann für diejenigen Ausbildungs-
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berufe erfolgen, bei denen die üblicherweise gezahlte oder 
tarifvertraglich vereinbarte Ausbildungsvergütung um min­
destens zehn vom Hundert von der in Satz 1 festgesetzten 
Ausbildungsvergütung des ersten Ausbildungsjahres ab­
weicht. 

(2) Bei einer Stufenausbildung (§ 26 Berufsbildungs­
gesetz, § 26 Handwerksordnung) wird zur Ermittlung des 
Ausbildungsjahres die in den vorangegangenen Stufen des 
Ausbildungsberufes zurückgelegte Zeit mitgerechnet, auch 
wenn nach Ausbildungsabschluß einer vorangegangenen 
Stufe eine zeitliche Unterbrechung der Ausbildung gelegen 
hat. 

(3) Hat das Ausbildungsverhältnis im Laufe eines Kalen­
dermonats begonnen, erhält der Auszubildende die nach Ab­
satz 1 zustehende höhere Ausbildungsvergütung jeweils 
vom Beginn des Kalendermonats an, in dem das vorher­
gehende Ausbildungsjahr geendet hat. 

§2 

Unterkunft und Verpflegung 

(1) Gewährt der Ausbildende Unterkunft und Verpfle­
gung, wird die Ausbildungsvergütung monatlich um 197,95 
DM gekürzt. 

(2) Gewährt der Ausbildende nur Unterkunft, wird die 
Ausbildungsvergütung monatlich um 50,82 DM, gewährt er 
nur Verpflegung, wird die Ausbildungsvergütung monatlich 
um 147,13 DM gekürzt. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 1997 in 
Kraft. 

Be r l in, den 6. November 1997 

Arbeitsrechtliche Kommission 
der Evangelischen Kirche der Union 

Köhn 

Vorsitzender 

Nr. 17* Beschluß 45/97 der Arbeitsrechtlichen Korn­
rnission der EKU (1. Änderung der Sonder­
regelung 1 KAVO). 

Vorn 6. November 1997. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union hat in ihrer Sitzung vom 6. November 
1997 folgenden Beschluß (42, 43, 44, 45) gefaßt, der hiermit 
gemäß § 11 Absatz 4 der Ordnung über das Verfahren zur 
Regelung der Arbeitsverhältnisse der kirchlichen Mitarbei­
ter (Arbeitsrechtsregelungsordnung Evangelische Kirche 
der Union) vom 3. Dezember 1991 (ABI. EKD 1992 S. 20) 
bekanntgemacht wird: 

Beschluß 45/97 

Vom 6. November 1997 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union beschließt gemäß § 2 Absatz 2 der Ord­
nung über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhält­
nisse der kirchlichen Mitarbeiter (Arbeitsrechtsregelungs-

ordnungEvangelische Kirche der Union) vom 3. Dezember 
1991 (AB!. EKD 1992 S. 20): 

§ 1 

1. Änderung der Sonderregelung 1 KAVO 

1. In Nr. 4a wird nach dem Wort »Lehrkräfte« angefügt: 
»nach Maßgabe der Anlage.« 

2. Nach Nr. 6 wird folgende Nr. 6 a eingefügt: »Geltung für 
sonstige kirchliche Mitarbeiter 

Diese Sonderregelungen gelten auch für Katechetin­
nen und sonstige kirchliche Mitarbeiter, die an staat­
lichen bzw. '~nichtkirchlichen privaten Schulen Reli­
gionsunterricht erteilen, sofern sie mit mindestens 50 % 
der Regelstundenzahl der entsprechenden Schulstufe 
tätig sind, Nr. 4 a ist in diesen Fällen nicht anzuwenden. 
Die Eingruppierung erfolgt nach Maßgabe des jeweili­
gen Gestellungsvertrages, gliedkirchlich kann hiervon 
nur unter Anwendung des für den Mitarbeiter geltenden 
einschlägigen Vergütungsgruppenplans abgewichen 
werden.« 

3. Folgende Anlage wird angefügt: »Anlage zur Sonder­
regelung 1 KAVO.« 

§2 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluß tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. 

Be r l in, den 6. November 1997 

Arbeitsrechtliche Kommission 
der Evangelischen Kirche der Union 

Köhn 

Vorsitzender 

Anlage zur Sonderregelung 1 KAVO 

Bei einem voll ausgebauten Gymnasium in kirchlicher 
Trägerschaft, in der Regel 

Schulleiter 

stellv. Schulleiter 

Oberstufenleiter 

V g.-gruppe II mit einer Funktions­
zulage nach I a 

V g.-gruppe II mit einer Funktions­
zulage nach I b 

V g.-gruppe II mit einer 1/2 Punk­
tionszulage nach Ib 

Bei einem voll ausgebauten Gymnasium in kirchlicher 
Trägerschaft mit mindestens 750 Schülern: 

Schulleiter V g.-gruppe II mit einer Funktions­
zulage nach I 

1. stellv. Schulleiter V g.-gruppe II mit einer Funktions­
zulage nach I a 

2. stellv. Schulleiter V g.-gruppe II 

Oberstufenleiter V g.-gruppe II 

mit einer Funktions­
zulage nach I b 

mit einer 1/2 Punk­
tionszulage nach I b 
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Arnoldshainer Konferenz 

Nr. 18* Muster einer Ordnung: »Das ·geistliche über den Notleidenden und vom gütigen und dienstwilligen 
Leben«. Verhalten (Röm 12, 9-21; Phil2, 4-7) sprechen. 

Vom 30. November 1997. 

Artikel I 

Grundlegung 

Das geistliche Leben (Spiritualität, Frömmigkeit) ist die 
Praxis, in der Christen ihrem Glauben Ausdruck geben. 
Dazu gehören das Hören auf Gottes Wort im Gottesdienst, 
die eigene Beschäftigun,g mit biblischen Texten, das Lob 
Gottes, das Gespräch mit Gott im Gebet, die Selbstprüfung 
und Vergewisserung des eigenen Glaubens im Gespräch mit 
anderen, das persönliche Bekenntnis und Zeugnis in der 
Öffentlichkeit. 

A. Das biblische Zeugnis 

Im Alten Testament geben besonders die Psalmen Aus­
kunft über das Glaubensleben in Israel. Charakteristisch ist 
dabei eine deutliche Einbindung der persönlichen Frömmig­
keit in den Gottesdienst der Gemeinde, der im Tempel statt­
findet (vgl. u.a. Ps 42, 5; 43, 3f.; 84, 2-5.11; 134) und sich 
in den Gebeten und Liedern des Volkes äußert. Höhepunkte 
des Lebens der Israeliten sind Wallfahrten zum Jerusalemer 
Tempel und seinen Gottesdiensten (Ps 122), in denen Opfer 
dargebracht werden, um das Gottesverhältnis der Gemeinde 
und des einzelnen zu heilen. Hymnen werden gesungen, die 
Gottes Lob verkünden; Bitten um Hilfe in politischen Ge­
fahren werden an Gott gerichtet. BuBgebete für das ganze 
Volk werden in jüngerer Zeit üblich (Esr 9, 6-15; Neh 9; 
Dan 9, 5-19). 

Aber auch die einzelnen Menschen beziehen sich in spe­
ziellen Situationen der Not oder der Errettung auf Gott: In 
der Klage bringen sie ihre Bedrängnis vor Gott (Ps 3; 17; 22 
u. ö.) und danken für die Errettung (Ps 9; 18 u. ö.). Büßende 
bitten um Vergebung (Ps 6; 51). Vertrauenslieder sprechen 
von Gottes gnädiger Führung (Ps 23; 121). An nur äußer­
licher Frömmigkeit wird in Psalmen (Ps 40, 7; 50, 8-19) wie 
von Propheten (Jes 1, 11-17; Am 5, 21-24) Kritik geübt und 
statt dessen Barmherzigkeit und das Tun von Gerechtigkeit 
gefordert. In der Spätzeit bildet sich eine Frömmigkeit her­
aus, die im Studium der Tora Gottes Willen zu erforschen 
sucht (Ps 1; 119). 

Auch bei den frühen Christen war das geistliche Leben 
grundsätzlich gemeindebezogen: »Sie blieben beständig in 
der Lehre der Apostel und in der Gemeinschaft und im Brot­
brechen und im Gebet« (Apg 2, 42). Es finden sich aber 
auch Hinweise auf die Frömmigkeitspraxis im persönlichen 
Bereich (»im Kämmerlein« Mt 6, 6): Beharrliches Gebet 
(Röm 12, 12), Leidensbereitschaft (Lk 9, 23), innere Aus­
richtung auf den Tag des Herrn (Röm 13, 13) und Einswer­
den mit Christus im Glauben (Gal 2, 20). Das »Forschen in 
der Schrift« bezog sich auf das Alte Testament und ver­
gegenwärtigte es als Glaubenszeugnis (Apg 8, 31.35). Kate­
chismusartige Lebensregeln (Dekalog, Haustafeln) prägten 
sich dem Gedächtnis ebenso ein wie Hymnen und Bekennt­
nisformeln. Der persönlichen Frömmigkeit entspricht auch 
ein bestimmter Umgang miteinander, wie er in den Apostel­
briefen angemahnt wird, die von Hilfsbereitschaft gegen-

B. Die geschichtliche Entwicklung 

Innerhalb der Kirche verbreitete sich schon früh das 
Mönchtum als eine besondere Form des verbindlichen geist­
lichen Lebens. In der Regel des Benedikt von Nursia bekam 
sie eine der bekanntesten Ausformungen (zusammengefaßt: 
»Ora et labora«-, »Bete und arbeite«). Das geordnete Stun­
dengebet mit Lesungen, Psalmen und Gebeten hat bis in die 
Gegenwart die persönliche und gemeinschaftliche An­
dachtsfrömmigkeit der abendländischen Christenheit ge­
prägt. 

Die Reformation beendete mit der Betonung des »Prie­
stertums aller Gläubigen«, mit Luthers Bibelübersetzung 
und seinen Kirchenliedern unter Nutzung der Möglichkeiten 
des Buchdrucks und der Volkssprache die Unterscheidung 
zwischen Kleriker- und Laienfrömmigkeit In zahlreichen 
Auflagen erschienen Gesangbücher sowie handliche 
deutschsprachige Gebetbücher, die nach Luthers Vorbild 
Anleitungen zum persönlichen Gebet anhand des biblischen 
Psalters und des Katechismus brachten. In dieser Weise be­
gründete die Reformation eine im Alltag der Welt prak­
tizierte evangelische Laien- und Familienfrömmigkeit 

Die altprotestantische Orthodoxie hat in ihrer Lehre vom 
»ordo salutis« (Heilsordnung) die Teilhabe des einzelnen an 
dem von Gott geschenkten Heil zu einem persönlichen 
Heilsweg systematisiert (z. B. Berufung, Rechtfertigung, 
Heiligung, Verherrlichung). Zugleich entstehen in dieser 
Zeit neue, umfangreiche Gebetbücher und Liedersammlun­
gen, die der persönlichen Frömmigkeit dienen (Paul Ger­
hardt). 

In der Geschichte des neueren Protestantismus hat es eine 
Reihe von geistlichen Erneuerungsbewegungen gegeben. 
Pietismus und Erweckungsbewegungen entwickelten neue 
Formen persönlicher und familiärer Frömmigkeit. Die 
Gründung von Vereinen für Mission und Diakonie war im 
19. Jahrhundert ein Ausdruck des Glaubenslebens und der 
Verantwortung für andere. Die liturgische Bewegung des 
20. Jahrhunderts weckte ebenso wie die Bekennende Kirche 
ein neues Bewußtsein für den steten Umgang mit der Bibel 
(tägliche Bibellese, Wochensprüche ). Die gegenwärtige 
Situation beschreibt ein Satz aus der Botschaft der 5. Voll­
versammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen in 
Nairobi: »Wir sehnen uns nach einer neuen Frömmigkeit 
(spirituality = Spiritualität), die unser Planen, Denken und 
Handeln durchdringt«. Dabei werden auch im Protestantis­
mus verschiedene Einflüsse aus der Ökumene und auch der 
römisch-katholischen Kirche relevant (Taize, Orden und 
Kommunitäten, Retraiten). 

Artikel II 

Die gegenwärtige Praxis 

Das geistliche Leben derer, »die mit Ernst Christen sein 
wollen«, ist geprägt durch die Fortdauer gewachsener For­
men christlicher Frömmigkeit auf der einen und die Suche 
und Erprobung neuer Weisen spirituellen Lebens auf der 
anderen Seite. Zu den gewachsenen Formen praktizierten 
Glaubens gehört die Pflege der Frömmigkeit in den Fami-
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lien, in den Gemeinden und in selbständigen Gruppen inner­
halb der Landeskirche (z. B. CVJM, Landeskirchliche Ge­
meinschaften). Neue geistliche Zugänge eröffnen z. B. die 
Kirchentage, die durch Taize geprägte spirituelle Neubesin­
nung, ökumenische Impulse und verschiedene kirchliche 
Erneuerungsbewegungen. 

1. Persönliche Frömmigkeit 

Zur Pflege persönlicher Frömmigkeit gehören Gebet, 
Bibellese, Aussprache mit vertrauten Menschen, Stille 
und Andacht. Das Evangelische Gesangbuch, aber auch 
Losungsbücher und kirchliche Kalender geben vielfäl­
tige Hilfe zur Einübung des Glaubens. Für die Fröm­
migkeit vieler Menschen sind auch Gottesdienste und 
Andachten in den Medien von besonderer Bedeutung. 

Seit jeher kommt der Familie eine entscheidende 
Funktion bei der Einübung fundamentaler Lebensäuße­
rungen des Glaubens zu. In christlichen Familien begeg­
net einem Menschen in der Regel zum ersten Mal das 
Gebet, z. B. als Abend- oder Tischgebet, als Gebet zum 
Geburtstag oder oei Krankheiten. Auf unterschiedliche 
Weise, z. B. durch Kinderbibeln oder die Erzählung 
biblischer Geschichten, die Lesung der Losungen oder 
kurzer Bibelauslegungen, gemeinsames Singen wird 
geistliches Leben eingeübt. Eltern und Paten haben die 
Aufgabe, im Fragealter den Kindern Rede und Antwort 
über die Grundfragen des Glaubens und den Zusammen­
hang von Glaube und Leben zu stehen. 

Durch ihr persönliches Bekenntnis und Zeugnis in der 
Öffentlichkeit geben Christen auf vielfache Weise 
Rechenschaft über die Hoffnung, die in ihnen ist (1 Petr 
3, 15). 

2. Frömmigkeitspraxis in der Gemeinde 

Frömmigkeitspraxis in der Gemeinde zeigt sich in der 
Teilnahme am Gottesdienst. Dessen Grundelemente 
- hören, beten, singen, feiern und helfen (Kollekte) -
sind auch die wesentlichen Lebensäußerungen des Glau­
bens. Dazu gehört auch die Teilnahme an Gottesdiensten 
aus besonderen Anlässen (z. B. Trauung, Bestattung). 
Zur Vertiefung der Frömmigkeit dienen insbesondere 
Bibelstunden, theologische Gesprächskreise, Bibel­
wochen, speziell auch für Kinder, Hauskreise, Ge­
meindefeste, Rüstzeiten (Retraiten) u. a. Frömmigkeits­
praxis des einzelnen und in der Gemeinde heißt auch, 
den Glauben im Dienst am Nächsten zu leben. (Dazu s. 
Muster einer Ordnung: Diakonie.) 

3. Neue Zugänge zur Praxis des Glaubens 

Für viele, vor allem junge Menschen haben die Kir­
chentage und Gemeindetage und ihre neuen Lieder, aber 
auch z. B. die Teilnahme an Reisen nach Taize oder öku­
menischen Jugendtreffen den Zugang zur Praxis der 
Frömmigkeit neu eröffnet. Ähnliches gilt von ethisch 
bestimmten Gruppierungen und Bewegungen, wie ins­
besondere dem konziliaren Prozeß »Gerechtigkeit, Frie­
den und Bewahrung der Schöpfung«. Die Verknüpfung 
von Meditation und Aktion entspricht nicht nur dem 
biblischen Zeugnis vom Glauben, der in der Liebe tätig 
ist, sondern macht auch ernst damit, daß Spiritualität zu 
hilfreicher Praxis in der Welt führt. 

Artikel III 

Besondere Probleme und Chancen 

Vielfach wird heute eine spirituelle Verarmung und der 
Rückgang persönlicher Frömmigkeit als Verlust empfun­
den. Allerdings begleitet dieses Empfinden die Praxis des 
Glaubens seit ihren Anfängen und hat gleichzeitig immer 
wieder zu neuen Aufbrüchen geführt. So gibt es auch heute 

neue spirituelle Bedürfnisse und Ausdrucksformen, die, z. T. 
in Aufnahme alter Erfahrungen der Kirche, neue Wege bah­
nen. 

1. Tat statt Frömmigkeit 

Die kirchliche Situation ist in der Gegenwart dadurch 
gekennzeichnet, daß die herkömmlichen Formen der 
persönlichen Frömmigkeit (praxis pietatis) wie Bibel­
lesen, Beten, Tischgebet, Hausandacht weithin zum Er­
liegen gekommen sind. Vielfach hat sich eine Einstel­
lung durchgesetzt, bei der die Gottesbeziehung durch 
die Tat ausgedrückt werden soll und ein anderer Aus­
druck des Glaubens nicht vorstellbar erscheint. Mit dem 
Traditionsabbruch in der Frömmigkeitspraxis und einem 
Verzicht aufdie spirituelle Dünension der Gottesbezie­
hung entsteht die Gefahr des Verlustes christlicher Iden­
tität. 

2. Säkularisierung 

Die gesellschaftliche Entwicklung der letzten Jahr­
zehnte hat für viele Menschen neue Möglichkeiten der 
»Selbstverwirklichung« gebracht, die es so bisher nicht 
gegeben hat. Damit werden zwar auch eigene, selbst ge­
fundene Formen der Frömmigkeit ermöglicht. Doch 
kann nicht übersehen werden, daß auch Christen der 
Versuchung ausgesetzt sind, dem allgemeinen Trend zu 
folgen und ihr geistliches Leben verkümmern zu lassen, 
zumal das bewußte oder unbewußte Vernachlässigen 
von Formen der Frömmigkeit heute keine persönlichen 
oder gesellschaftlichen Nachteile bringt; es erscheint 
vielmehr eher als eine selbstverständliche Form der kul­
turellen Mündigkeit moderner Menschen. 

3. Neue Religiosität 

Unterschiedliche religiöse Lebensäußerungen und 
Bedürfnisse finden aber auch eine neue Aufmerksam­
keit. Offenbar gehört das Religiöse im weitesten Sinne 
zu den elementaren Merkmalen des Menschseins. Im 
alltäglichen Leben vieler Menschen, die dem christ­
lichen Glauben entfremdet oder die noch nie Christen 
gewesen sind, spielen Aberglaube und religiöse Prakti­
ken eine Rolle, die eine Deutung und Bewältigung der 
Lebensprobleme verheißen (Magie, Esoterik usw.). 

4. Neue Formen der Lebensgestaltung 

Die persönliche Frömmigkeit des einzelnen wie die 
Frömmigkeitspraxis in der Gemeinde kann von der Viel­
falt moderner Lebensformen nicht unberührt bleiben. 
Gegenüber ängstlichem Festhalten am Gewohnten kann 
Vielfalt die Gelegenheit bieten, die Lebendigkeit und 
Wirklichkeitsbezogenheit des Glaubens zu bewähren. 
Hier gilt auch heute die Weisung des Apostels: »Prüfet 
aber alles, und das Gute behaltet« (1 Thess 5, 21). Der 
Glaube lebt, indem er sich von allem Guten, was Gott 
ihm zuwendet, nährt und aus ihm Kraft gewinnt. 

5. Neue Ansätze evangelischer Spiritualität 

Innerhalb christlicher Gemeinden, z. T. aber auch 
außerhalb von ihnen, bilden sich Formen praktizierter 
Religiosität (Meditation, Askese), die oftmals ein von 
der Kirche noch nicht hinreichend wahrgenommenes 
Bedürfnis artikulieren. Daraus können sich neue An­
sätze evangelischer Spiritualität entwickeln, die der Kir­
che als ganzer zugute kommen. Solche neuen Ansätze 
sind innerhalb der Kirche in Hauskreisen, Jugend- oder 
Frauengruppen, Kommunitäten u. a. oder auch in Be­
wegungen wie der Friedensdekade und für den konzi­
liaren Prozeß bereits wirksam. Sie können durch ver­
änderte Formen der Verkündigung wie erzählende 
(narrative) Bibelauslegung oder Bibliodrama unterstützt 
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und auf die notwendige biblische Grundlegung bezogen 
werden. 

6. Wiederentdeckung verbindlicher christlicher Lebens­
formen 

Der ökumenischen Bewegung verdankt evangelische 
Spiritualität wichtige neue Impulse. Dazu gehören: ein­
fache und zur Beteiligung einladende Formen des Got­
tesdienstes (Gebete, Lieder, liturgische Feiern), die Not­
wendigkeit spiritueller Disziplin (»Ohne Regel laufen 
wir Gefahr, unsere besten Entschlüsse zu vergessen«, 
Roger Schutz) und die Bedeutung verbindlicher Ge­
meinschaft sowie persönlicher geistlicher Vorbilder. 
Ebenfalls zu nennen sind Bewegungen wie »Sieben 

Wochen ohne« oder >>Mobil ohne Auto« mit denen 
Motive der altkirchlichen Fastenpraxis neu 'zur Geltung 
gebracht werden. Die dabei charakteristische Verknüp­
fung von Meditation und Aktion hat auch eine missiona­
rische Kraft. Der Anspruch verbindlicher christlicher 
Lebensformen kann zu einem Anziehungspunkt für 
Menschen außerhalb der Kirchen werden. 

Be r l in, den 30. November 1997 

Arnoldshainer Konferenz 

Der Vorsitzende 

Bischof Prof. Dr. Z i p p e r t 

C .. Aus den Gliedkirchen 

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers 

Nr.19 Kirchengesetz zur Vereinbarung über die Zu­
lassung besonderer Fälle der Kirchenmit­
gliedschaft 

Vom 18. Dezember 1997. (KABl. S. 291) 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen: 

§ 1 

Der für die Landeskirche am 8. Oktober 1997 unter­
zeichneten, diesem Kirchengesetz als Anlage beigefügten 
Vereinbarung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz 
Sachsen und der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers über die Zulassung besonderer Fälle der Kir­
chenmitgliedschaft wird zugestimmt. 

§2 

Mit dem Irrkrafttreten der Vereinbarung wird das durch 
sie geschaffene Recht für die Landeskirche bindend. 

§ 3 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. 

Der Kirchensenat hat dem von der Landessynode be­
schlossenen Kirchengesetz zugestimmt. Es wird hiermit 
verkündet. 

Hannover, den 18. Dezember 1997 

Der Kirchensenat 
der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 

D. Hirsch l er 

Vereinbarung 
über die Zulassung besonderer Fälle 

der Kirchenmitgliedschaft 

Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, 

vertreten durch die Kirchenleitung, 

und 

die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers, 

vertreten durch das Landeskirchenamt, 

schließen aufgrund von § 1 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 20 Abs. 1 Satz 1 des Kirchengesetzes der Evangelischen 
Kirche in Deutschland über die Kirchenmitgliedschaft 
(ABI. EKD 1976, S. 389) die folgende Vereinbarung: 

§ 1 

(1) Kirchenmitglieder können nach Maßgabe der folgen­
den Bestimmungen die Kirchenmitgliedschaft in einer ande­
ren als der Kirchengemeinde und der Landeskirche des 
Wohnsitzes erwerben oder in Fällen des Wohnsitzwethsels 
die Kirchenmitgliedschaft in der Kirchengemeinde und der 
Landeskirche, der sie bisher angehörten, fortsetzen. 

(2) Die in den Fällen des Absatzes 1 vom Wohnsitzprin­
zip abweichende Kirchenmitgliedschaft kann auf schrift­
lichen zu begründenden Antrag des Gemeindegliedes zu­
gelassen werden, wenn eine erkennbare Bindung an die 
gewählte Kirchengemeinde vorliegt und die Möglichkeit 
besteht, nach den örtlichen Gegebenheiten am kirchlichen 
Leben der gewählten Kirchengemeinde regelmäßig teilneh­
men zu können. 

(3) In Fällen des Wohnsitzwechsels kann die bisherige 
Kirchenmitgliedschaft fortgesetzt werden, wenn der Antrag 
innerhalb von zwei Monaten seit Wohnsitzwechsel gestellt 
wird. 

§2 

(1) Soll die Kirchenmitgliedschaft in einer Kirchen­
gemeinde der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Han­
novers erworben oder fortgesetzt werden, so ist für die Ent­
gegennahme des Antrages der Kirchenvorstand oder 
Kirchenkreisvorstand der gewählten Kirchengemeinde oder 
das Landeskirchenamt zuständig. Die Entscheidung trifft 
der Kirchenvorstand. Der Gemeindekirchenrat der für den 
Wohnsitz zuständigen Kirchengemeinde der Evangelischen 
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen ist vorher zu hören. 

(2) Soll die Kirchenmitgliedschaft in einer Kirchen­
gemeinde der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz 
Sachs.en erworben oder fortgesetzt werden, so ist der Antrag 
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an den Gemeindekirchenrat der gewählten Kirchen­
gemeinde zu richten, der über den Antrag zu entscheiden 
hat. Der Kirchenvorstand der für den Wohnsitz zuständigen 
Kirchengemeinde der Evangelisch-lutherischen Landes­
kirche Hannovers ist vorher zu hören. 

(3) Die Entscheidung ist den Beteiligten schriftlich mit­
zuteilen. Sie wird mit dem Zugang wirksam; § 5 Absatz 1 
bleibt unberührt. Der Antragsteller kann gegen die Ableh­
nung seines Antrages innerhalb eines Monats Beschwerde 
bei dem für die zuständige Landeskirche zuständigen Organ 
(Landeskirchenamt oder Konsistorium) einlegen. Ein weite­
rer Rechtsbehelf ist nicht gegeben. 

§ 3 

(1) Die Entscheidung über die Kirchenmitgliedschaft 
gemäß § 2 erstreckt sich auf Kinder, die das 14. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, wenn der Antrag von den sorge­
berechtigten Eltern gemeinsam oder von dem Alleinsorge­
berechtigten Elternteil gestellt wird. 

(2) Sofern die im Raushalt des Gemeindegliedes leben­
den Angehörigen sich dem Antrag angeschlossen haben, er­
streckt sich die Entscheidung gemäß § 2 auch auf diese. 

§4 

Für die Zeit der Kirchenmitgliedschaft in einer anderen 
als der Kirchengemeinde des Wohnsitzes, hat das Ge­
meindeglied nur in der gewählten Kirchengemeinde die 
Rechte und Pflichten eines Gemeindegliedes. Die Verpflich­
tung zur Entrichtung von Kirchensteuern gegenüber der für 
den Wohnsitz zuständigen Landeskirche bleibt unberührt. 

§ 5 

(1) Wird einem Antrag gemäß § 1 Abs. 3 entsprochen, so 
wirkt die Entscheidung auf den Zeitpunkt des Wahn­
sitzwechsels zurück. 

(2) Das Gemeindeglied kann auf die für seine Person in 
dem Bescheid nach § 2 Abs. 3 Satz 1 antragsgemäß getrof-

fene Regelung verzichten mit der Folge, daß es Ge­
meindeglied der Kirchengemeinde des Wohnsitzes wird. 
Der Verzicht ist gegenüber dem kirchlichen Organ schrift­
lich zu erklären, das die Entscheidung über die Gemeinde­
zugehörigkeit gemäß § 2 Abs. l oder Abs. 2 getroffen hat. 
Der Verzicht wird mit dem Ablauf des Monats, in dem die 
Erklärung zugegangen ist, wirksam. § 3 Abs. 1 gilt entspre­
chend. Das zuständige Organ unterrichtet die Beteiligten. 

(3) Die vom Wohnsitzprinzip abweichende Kirchenmit­
gliedschaft endet, wenn das Gemeindeglied seinen Wohn­
sitz in eine andere Kirchengemeinde verlegt. 

§6 

Die beteiligtelf Landeskirchen können im gegenseitigen 
Benehmen Durchführungsbestimmungen zu dieser Verein­
barung erlassen. 

§7 

Diese Vereinbarung bedarf für beide vertragsabschließen­
den Kirchen die Zustimmung durch Kirchengesetz. Die Ver­
einbarung tritt in Kraft, sobald beide Zustimmungsgesetze 
in Kraft getreten sind. Der Zeitpunkt wird von beiden Kir­
chen im kirchlichen Amtsblatt bekanntgemacht 

Magd e b ur g, den 30. September 1997 

Evangelische Kirche 
der Kirchenprovinz Sachsen 

- Die Kirchenleitung 

Axel No a c k 

Hannover, den 8. Oktober 1997 

Evangelisch-lutherische Landeskirche 
Hannovers 

- Das Landeskirchenamt­

Dr. v. V i e t in g h o ff 

Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck 

Nr. 20 Zweites Kirchengesetz über die Regelung des 
Disziplinarrechts. 

Vom 26. November 1997. (KABI. S. 223) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kur­
hessen-Waldeck hat am 26. November 1997 in Hofgeismar 
das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in 
Deutschland vom 9. November 1995 (ABI. EKD S. 561) gilt 
nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen im Be­
reich der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Wal deck. 

1. Zuständige Stelle im Sinne der §§ 4, 7 Absatz 1 Nr. 2 
sowie 114 Nr. 2 des Disziplinargesetzes ist der Bischof. 

2. Für die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck 
wird eine Disziplinarkammer gebildet. Die Mitglieder 
der Disziplinarkammer werden in geheimer Wahl auf 
Dauer durch die Landessynode gewählt. Ihre Amtszeit 
endet mit Vollendung des 70. Lebensjahres. § 14 Ab­
satz 1 des Disziplinargesetzes findet keine Anwendung. 
Das vorsitzende Mitglied der Disziplinarkammer kann 

zu seiner Unterstützung einen kirchlichen Mitarbeiter 
zuziehen. 

3. Das Disziplinargesetz findet auf den Bischof keine An­
wendung. 

§2 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. 
Zum gleichen Zeitpunkt tritt das Kirchengesetz über die 
Regelung des Disziplinarrechts vom 1. Dezember 1955 
(KABI. S. 62) außer Kraft. 

(2) Abweichend von§ 117 Absatz 3 des Disziplinargeset­
zes endet mit Ablauf des 31. Dezember 1997 die Amtszeit 
der zu diesem Zeitpunkt im Amt befindlichen Mitglieder der 
Disziplinarkammer. 

Vorstehendes Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kasse 1, den 11. Dezember 1997 

Der Bischof 

Dr. Z i p p er t 
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Nr. 21 Kirchengesetz über die Beschäftigung von 
Mitarbeitern in kirchlichen und diakonischen 
Einrichtungen im Bereich der Evangelischen 
Kirche von Kurhessen-Waldeck (MAG). 

Vorn 27. November 1997. (KABl. S. 243) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kur­
hessen-Waldeck hat am 27. November 1997 in Hofgeismar 
das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Mitarbeiter in Kirche und Diakonie tragen dazu 
bei, die. Verantwortung für die Verkündigung des Evange­
liums in Wort und Tat gemäß der Präambel der Grundord­
nung wahrzunehmen. Sie haben ihren Dienst so zu tun und 
ihr Leben so zu führen, wie es der von ihnen übernommenen 
Verantwortung entspricht. 

(2) Die berufliche Tätigkeit in der Evangelischen Kirche 
von Kurhessen-Waldeck und ihren Körperschaften setzt die 
Mitgliedschaft in einer'Gliedkirche der Evangelischen Kir­
che in Deutschland voraus. 

(3) Die berufliche Tätigkeit im Diakonischen Werk in 
Kurhessen-Waldeck und in dessen rechtlich selbständigen 
Mitgliedseinrichtungen erfordert die Mitgliedschaft in einer 
christlichen Kirche oder Gemeinschaft, die der Arbeits­
gemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland ange­
schlossen ist. 

( 4) Für Tätigkeiten in der 

- Wortverkündigung einschließlich der Aufgaben im litur­
gischen Bereich, 

- Seelsorge, 

- christlichen Unterweisung, 

Leitung kirchlicher und diakonischer Einrichtungen 
oder 

- Öffentlichkeitsarbeit 

kann von den Voraussetzungen der Absätze 2 und 3 nicht ab­
gewichen werden. 

§ 2 

(1) Von der Anstellungsvoraussetzung des § 1 Absatz 2 
kann abgesehen werden, wenn 

1. kein geeigneter Bewerber mit einer solchen Mitglied­
schaft gefunden werden kann, 

2. die Beschäftigung zur Aufrechterhaltung des Dienstes 
notwendig ist und 

3. der Mitarbeiter in seinem Dienst den Auftrag der Kirche 
respektiert, sich ihr gegenüber loyal verhält und dies bei 
seiner Anstellung aufgrund eines Gesprächs schriftlich 
bestätigt. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatz 1 können in 
den Fällen des § 1 Absatz 2 für 

1. dialeonische oder 

2. erzieherische Aufgaben oder 

3. Aufgaben der Aus-, Fort- und Weiterbildung oder 

4. eine gegenüber einer Leitungsfunktion nachgeordnete, 
herausgehobene Verantwortung 

Mitarbeiter tätig werden, die einer anderen Mitgliedskirche 
der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutsch­
land angehören. 

(3) Die Bestimmungen über die Einstellung von Pfarrern 
und Kirchenbeamten bleiben unberührt. 

§ 3 

Für eine Beschäftigung ist nicht geeignet, wer aus der 
evangelischen Kirche ausgetreten ist oder sich kirchenfeind­
lich betätigt. Für den Fall des Austritts aus der evan­
gelischen Kirche ist eine andere Beurteilung möglich, wenn 
der Ausgetretene einer anderen Mitgliedskirche der Arbeits­
gemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland beitritt. 
Bei einem Austritt aus einer solchen Kirche ist stets zu prü­
fen, ob eine Weiterbeschäftigung möglich ist. 

§4 

(1) Die Einstellung von kirchlichen Mitarbeitern nach§ 2 
Absatz 1 und 2 bedarf der vorherigen Zustimmung des Lan­
deskirchenamtes; diese kann mit Auflagen und Einschrän­
kungen versehen werden. In besonderen Einzelfällen kann 
ferner das Landeskirchenamt von der Anwendung der Be­
stimmungen des § 1 Absatz 4 sowie § 2 Absatz 2 Befreiung 
erteilen. 

(2) Über Ausnahmen für Mitarbeiter in den Fällen des§ 1 
Absatz 3 entscheiden die satzungsmäßigen Vertreter der 
rechtlich selbständigen dialeonischen Mitgliedseinrichtun­
gen. Ausnahmen sollen nur entsprechend den in § 2 Absatz 1 
genannten Voraussetzungen zugelassen werden. 

§5 

Dieses Kirchengesetz tritt für die Landeskirche am Tage 
nach seinerVerkündung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 
Für das Diakonische Werk in Kurhessen-Waldeck e. V. tritt 
das Kirchengesetz einen Monat nach Eingang des Über­
nahmebeschlusses beim Präses der Landessynode in Kraft; 
der Tag des Inkrafttretens jst im Kirchlichen Amtsblatt zu 
veröffentlichen. 

Vorstehendes Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kasse 1, den 2. Dezember 1997 

Der Bischof 

Dr. Zippert 

Lippische Landeskirche 

Nr. 22 Kirchengesetz über den kirchenmusikali­
schen Dienst in der Lippischen Landeskirche 
(Kirchenrnusikgesetz- KiMuG). 

Vorn 25. November 1997. (Ges. u. VOBl. Bd. 11 
S. 266) 

Die 31. ordentliche Landessynode hat in ihrer Tagung am 
25. November 1997 das folgende Kirchengesetz beschlos­
sen, das hiermit verkündet wird: 

Präambel 

Die Kirchenmusik hat den Auftrag, bei der Verkündigung 
des Evangeliums zum Lobpreis Gottes mitzuwirken. Sie ist 
ein wesentliches Element des Lebens der Kirche und ihrer 
Gemeinden. Die Kirchenmusik der Gemeinde wird vom 
Kirchenvorstand verantwortet. 

Die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker nehmen 
diesen Auftrag wahr, indem sie musikalische Gaben und 
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Kräfte in den Gemeinden wecken und fördern sow1e m 
Gottesdiensten, kirchenmusikalischen und anderen Ver­
anstaltungen alte und neue geistliche Musik zum Klingen 
bringen. Zur Wahrnehmung dieses Auftrags werden geeig­
nete Frauen und Männer, die durch Ausbildung darauf vor­
bereitet sind, in kirchenmusikalische Ämter und Dienste be­
rufen. 

Abschnitt I 

Anstellungsvoraussetzungen 

§ 1 

Anstellungsfähigkeit 

(1) Als Kirchenmusikerin oder Kirchenmusiker kann in 
der Lippischen Landeskirche angestellt werden, wer eine 
Urkunde über die Anstellungsfähigkeit als Kirchenmusike­
rin oder Kirchenmusiker besitzt (A-, B-, C-, D-Urkunde).l) 

(2) Über die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit ent­
scheidet das Landeskirchenamt auf Antrag der Kirchen­
musikerin oder des Kirchenmusikers. 

(3) Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit begründet 
keinen Anspruch auf eine Anstellung. 

§2 

Allgemeine Voraussetzungen 

(1) Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit setzt das 
Bestehen einer anerkannten kirchenmusikalischen Prüfung 
voraus. Der Landeskirchenrat stellt eine Liste der anerkann­
ten kirchenmusikalischen Prüfungen auf. 

(2) Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit kann im 
Ausnahmefall auch an Personen erfolgen, die eine ver­
gleichbare Prüfung nachweisen können. Über Gleichstel­
lung entscheidet das Landeskirchenamt; es kann die Ent­
scheidung von einem Kolloquium abhängig machen. 

(3) In Ausnahmefällen können auch Personen auf Grund 
besonderer Begabung oder langjähriger Erfahrung in den 
kirchenmusikalischen Dienst eingestellt werden. 

(4) Die Anstellungsfähigkeit kann grundsätzlich nur Per­
sonen zuerkannt werden, die einer Gliedkirche der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland angehören. Ausnahmen 
werden nach der »Ordnung über Ausnahmen vom Erforder­
nis der Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche bei Einstel­
lung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern« geregelt2). 

§ 3 

Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit 
als Kirchenmusikerin oder Kirchenmusiker 

im Hauptamt 

(1) Dem Antrag auf Zuerkennung der Anstellungsfähig­
keit als Kirchenmusikerin oder Kirchenmusiker im Haupt­
amt (Urkunde A und B) sind beizufügen: 

1. eine beglaubigte Abschrift des Prüfungszeugnisses, 

1) V gl. die Behandlung der Anträge auf Gleichstellung mit der 
C-Kirchenmusiker-Prüfung (RS 4.18). 

2) >>Ordnung über Ausnahmen vom Erfordernis der Zugehörig­
keit zur evangelischen Kirche bei Einstellung von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern<< (RS 4.17) insbesondere Ziffer (2). 

2. ein Nachweis über ein in der Regel mindestens sechs-
wöchiges Praktikum, 

3. ein Nachweis über die Kirchenmitgliedschaft, 

4. ein pfarramtliches Zeugnis, 

5. ein handgeschriebener Lebenslauf. 

(2) Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit erfolgt 
nach einer Bewährung im kirchenmusikalischen Dienst von 
in der Regel sechs Monaten und der Ablegung eines Kollo­
quiums. Allgemeine Richtlinien für das Kolloquium erläßt 
der Landeskirchenrat Die Fachberatung (§ 16) ist zu be­
teiligen. 

§4 

Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit 
als Kirchenmusikerin oder Kirchenmusiker 

im Nebenamt 

(1) Dem Antrag auf Zuerkennung der Anstellungsfähig­
keit als Kirchenmusikerin oder Kirchenmusiker im Neben­
amt (Urkunde C + D) sind die in § 3 Absatz 1 Nr. 1 und 3 
bis 5 genannten Unterlagen beizufügen. 

(2) Ist die Prüfung nicht in der Lippischen Landeskirche 
oder einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in 
Deutschland abgelegt worden, so kann die Zuerkennung der 
Anstellungsfähigkeit von dem Ergebnis eines Kolloquiums 
abhängig gemacht werden. 

§5 

Nichtausübung des Amtes 

War eine Kirchenmusikerin oder ein Kirchenmusiker län­
ger als fünf Jahre nicht im kirchenmusikalischen Dienst 
angestellt, so kann das Fortbestehen der Anstellungsfähig­
keit vom Ausgang eines Kolloquiums abhängig gemacht 
werden. 

§6 

Verlust der Anstellungsfähigkeit 

(1) Die Anstellungsfähigkeit ist vom Landeskirchenamt 
zu entziehen, wenn 

1. die Kirchenmusikerin oder der Kirchenmusiker aus der 
Kirche austritt, 

2. einer Kirchenmusikerin oder einem Kirchenmusiker 
fristlos gekündigt worden ist und das Landeskirchenamt 
nach Anhörung der oder des Betroffenen feststellt, daß 
sie oder er zur Mitarbeit im kirchenmusikalischen 
Dienst nicht mehr geeignet erscheint, 

3. in dem Kolloquium nach § 5 festgestellt wird, daß die 
Kirchenmusikerin oder der Kirchenmusiker zur Mit­
arbeit im kirchenmusikalischen Dienst nicht mehr ge­
eignet erscheint. 

Wird die Anstellungsfähigkeit entzogen, ist die Urkunde 
über die Anstellungsfähigkeit zurückzugeben. 

(2) Das Landeskirchenamt kann einer Kirchenmusikerin 
oder einem Kirchenmusiker die Anstellungsfähigkeit erneut 
zuerkennen. 

§7 

Kirchenmusikalischer Dienst im Ehrenamt 

Für den kirchenmusikalischen Dienst im Ehrenamt bietet 
die Landeskirche fachliche Begleitung und Schulung an. 
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Abschnitt II 

Anstellung im kirchenmusikalischen Dienst 

§ 8 

Ausschreibung 

Freie Stelkn für den kirchenmusikalischen Dienst im 
Hauptamt (A- oder B-Stellen) werden in Fachzeitschriften 
ausgeschrieben. 

§9 

Mitwirkung der Fachberatung 

Bei der Besetzung von A- und B-Stellen ist die landes­
kirchliche Fachberatung zu beteiligen. Die Anstellungs­
körperschaft hat deren Gutachten in die Entscheidung ein­
zubeziehen. 

§ 10 

Auswahl U'tld praktische Vorstellung 

(1) Die Anstellungskörperschaft prüft bei A + B-Stellen 
die eingegangenen Bewerbungen und trifft eine Entschei­
dung über die engere Wahl. Die Fachberatung ist zu hören. 

(2) Die gern. Abs. l in die engere Wahl genommenen Be­
werberinnen und Bewerber werden zu einer praktischen 
Vorstellung in Gegenwart der Fachberatung eingeladen. Die 
Vorstellung umfaßt in der Regel Orgelliteraturspiel, gottes­
dienstliches Orgelspiel, Chorleitung sowie ein Gespräch. 
Die Vorstellung kann im Einzelfall auf andere Bereiche 
ausgedehnt werden. Nach Maßgabe der örtlichen Gegeben­
heiten sollen vorhandene musikalische Gruppen in die Vor­
stellung einbezogen werden, ihnen soll Gelegenheit zur 
Äußerung gegeben werden. 

§11 
Anstellung 

Die Anstellung erfolgt auf Beschluß des Leitungsorganes 
der Anstellungskörperschaft Der Beschluß bedarf der kir­
chenaufsichtlichen Genehmigung. 

§ 12 

Einführung 

Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker werden in 
einem Gottesdienst nach den jeweils geltenden agendari­
schen Ordnungen der Lippischen Landeskirche eingeführt. 

§13 

Dienstbezeichnung 

(1) Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker in A- oder 
B-Stellen führen die Dienstbezeichnung »Kantorin« bzw. 
»Kantor«. 

(2) Der Titel »Kantorin« oder »Kantor« kann an neben­
amtliche Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker in be­
sonders begründeten Fällen auf Antrag des Kirchenvorstan­
des durch den Landeskirchenrat verliehen werden, wenn 
sich die oder der Betroffene in langjährigem Dienst beson­
ders bewährt hat. 

§ 14 

Stellenbesetzung in besonderen Fällen 

Der Landeskirchenrat kann bestimmen, daß für die Beset­
zung von Stellen mit herausgehobener Bedeutung dem Lan-

deskirchenamt ein besonderes Mitwirkungsrecht zuerkannt 
wird. 

AbschnittHI 

Kirchenmusikalische Fachberatung 

§ 15 

Allgemeines 

Die kirchenmusikalische Fachberatung fördert die Aus­
übung des kirchenmusikalischen Dienstes. Sie soll die Kir­
chenmusikerinnen und Kirchenmusiker, die Kirchen­
gemeinden sowie die dienstaufsichtführenden Stellen in 
allen kirchenmusikalischen Fragen beraten und unterstüt­
zen. 

§ 16 

Landeskirchliche Fachberatung 

(1) Die kirchenmusikalische Fachberatung wird in der 
Landeskirche von den Kantorinnen oder von den Kantoren 
ausgeübt, die vom Landeskirchenrat auf Zeit beauftragt 
werden. Er kann Stellvertreterinnen oder Stellvertreter be­
stimmen. Der Arbeitskreis für Kirchenmusik ist zu beteili­
gen. 

(2) Spezielle Aufgaben der kirchenmusikalischen Fach­
beratung können von Beauftragten für die Singarbeit, die 
Posaunenarbeit, von Orgelsachverständigen und Glocken­
sachverständigen wahrgenommen werden. Das Nähere 
regelt der Landeskirchenrat 

§ 17 

Aufgaben der Fachberatung 

(1) Die Kantorinnen oder die Kantoren beraten den Lan­
deskirchenrat und das Landeskirchenamt in allen kirchen­
musikalischen Angelegenheiten, beobachten den Stand und 
die Entwicklung des kirchenmusikalischen Lebens inner­
halb der Landeskirche, machen auf Gefahren und Mängel 
aufmerksam und geben Anregungen für die Pflege und 
Förderung der Kirchenmusik. 

(2) Die Kantorinnen oder die Kantoren führen die Auf­
gaben in enger Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis für 
Kirchenmusik und mit den kirchenmusikalischen Fachver­
bänden durch, arbeiten mit den gemäß § 16 Absatz 2 Be­
nannten zusammen und halten laufende Verbindung mit den 
kirchenmusikalischen Ausbildungsstätten und der außer­
kirchlichen Musikpflege. Zu den Aufgaben gehören ferner 
die Mitwirkung bei Stellenbesetzungen, Teilnahme an kir­
chenmusikalischen Prüfungen und Kolloquien und, wenn 
vom Klassenvorstand gewünscht, die Beteiligung an Visita­
tionen. 

(3) Die Kantorinnen oder die Kantoren erstatten der Lan­
dessynode, dem Landeskirchenrat und dem Landeskirchen­
amt auf Anforderung Bericht. 

Abschnitt IV 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 18 

Ausführungsbestimmungen 

(1) Ausführungs- und Ergänzungsbestimmungen zu die­
sem Kirchengesetz erläßt der Landeskirchenrat 

(2) Der Landeskirchenrat kann bestimmen, daß in diesem' 
Kirchengesetz dem Landeskirchenrat zugewiesene Auf-
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gaben und Befugnisse dem Landeskirchenamt übertragen 
werden. 

§ 19 

Außerkrafttreten 

Mit dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes treten alle 
entgegenstehenden Bestimmungen außer Kraft. 

§ 20 

lokrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. 

D e t m o 1 d , den 17. Dezember 1997 

Lippischer Landeskirchenrat 

Noltensmeier Meier 
Dr. Dr. h. c. (H) Eh n e s W e s n er B ö t t c her 

Prof. Dr. B e c k e r W i n d m a n n 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens 

Nr. 23 Kirchengesetz zur Ergänzung des Kirchen­
gesetzes über die Regelung der privatrecht­
liehen Dienstverhältnisse der Mitarbeiter 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Sachsens CLandeskirchliches Mitarbeiter­
gesetz- LMG -)vom 26. März 1991 (Landes­
kirchliches Mitarbeiterergänzungsgesetz 
-LMEG-). 

Vom 20. November 1997. (ABI. S. A 236) 

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Sachsens hat zur Regelung der Dienstverhältnisse 
der Mitarbeiter im Bereich des Diakonischen Werkes der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens e. V. das 
folgende Kirchengesetz beschlossen: 

I. 

Arbeitsrechtsregelung 

1. Die Diakonie ist Wesens- und Lebensäußerung der Kir­
che. Das Diakonische Werk der Evangelisch-Luthe­
rischen Landeskirche Sachsens e. V. ist als landeskirch­
liches Werk in die Landeskirche eingebunden. Darüber 
hinaus steht es in der Gemeinschaft Diakonischer 
Werke, Verbände und Einrichtungen innerhalb des Dia­
konischen Werkes der Evangelischen Kirche in 
Deutschland. 

2. Die Ausgestaltung und Weiterentwicklung des Rechtes 
der privatrechtliehen Dienstverhältnisse der Mitarbeiter 
im Bereich des Diakonischen Werkes der Evangelischen 
Kirche in Deutschland erfolgt gemäß dessen Satzung 
durch eine gemeinsame Arbeitsrechtliche Kommission 
in Form der Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR DW-EKD). 

Die Arbeitsvertragsrichtlinien gelten damit in ihrer 
jeweiligen Fassung auch für die Mitarbeiter im Bereich 
des Diakonischen Werkes der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Sachsens e. V., und zwar nach Maßgabe 
von Beschlüssen der für den Bereich dieser Mitarbeiter 
gemäß Abschnitt II gebildeten Arbeitsrechtlichen 
Kommission, die der Berücksichtigung gliedkirchlich­
diakonische1 Besonderheiten und landesrechtlicher 
Regelungen im Bereich des Diakonischen Werkes der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens e. V., 
insbesondere der Ausfüllung von Öffnungsklauseln der 
Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR DW-EKD) dienen. 

n. 
Verfahren zur Arbeitsrechtsregelung 

In Ergänzung von§ 2 Abs. 3 des Landeskirchlichen Mit­
arbeitergesetzes wird für die Arbeitsrechtliche Kommission 
des Diakonischen Werkes der Landeskirche zur Regelung 
der privatrechtliehen Dienstverhältnisse seiner Mitarbeiter 
die als Anlage zu diesem Kirchengesetz beigefügte »Ord­
nung für die Arbeitsrechtliche Kommission des Diakoni­
schen Werkes der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Sachsens e. V« für verbindlich erklärt. 

III. 

Sprachliche Gleichstellung, 
Schlußbestimmungen 

1. Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen­
bezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und männ­
licher Form. 

2. Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. 

3. Die Vorschriften des Landeskirchlichen Mitarbeiterge­
setzes gelten unverändert weiter, soweit sich aus diesem 
Kirchengesetz keine Änderungen ergeben. 

Dresden, am 20. November 1997 

Die Kirchenleitung 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 

Sachsens 

Kreß 

Ordnung 
für die Arbeitsrechtliche Kommission 

des Diakonischen Werkes 
der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens e. V. 

§ 1 

Grundsatz 

Anlage 

Diakonie i~t Wesens- und Lebensäußerung der Kirche. 
Der Dienst in den Einrichtungen, die dem Diakonischen 
Werk der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens angeschlossen 
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sind, wird durch den Auftrag des Evangeliums bestimmt. 
Die Erfüllung dieses Auftrages erfordert eine vertrauens­
volle partnerschaftliehe Zusammenarbeit von Leitungsgre­
mien und Mitarbeiterschaft, die auch in der Gestaltung des 
Verfahrens zur Festlegung der Arbeitsbedingungen der Mit­
arbeiter ihren Ausdruck findet. Der evangelische Charakter 
des Dienstauftrags wird von den Leitungsgremien und den 
Mitarbeitern als richtungweisend anerkannt. 

§2 

Aufgaben 
der Arbeitsrechtlichen Kommission 

Aufgabe der Arbeitsrechtlichen Kommission ist die Ord­
nung der Arbeitsbedingungen und deren Fortentwicklung 
für die Mitarbeiter im Bereich des Diakonischen Werkes der 
Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens e. V. 

§ 3 

Zusammensetzung 
der Arbeitsrechtlichen Kommission 

( 1) Der Arbeitsrechtlichen Kommission gehören an: 

a) fünf Vertreter der Mitarbeiter im Diakonischen Dienst 
(Dienstnehmervertreter), 

b) fünf Vertreter von Trägern diakonischer Einrichtungen 
(Dienstgebervertreter). 

(2) Für den Verhinderungsfall ist für jedes Mitglied ein 
stellvertretendes Mitglied zu benennen. 

(3) Die Mitglieder der Kommission und ihre Stellvertre­
ter müssen hauptberuflich im diakonischen Dienst im Be­
reich der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens - unbeschadet 
der Rechtsform der Einrichtung - tätig und zu kirchlichen 
Ämtern in der Landeskirche wählbar sein. Von der zuletzt 
genannten Voraussetzung kann zugunsten je eines Dienst­
nehmervertreters und eines Dienstgebervertreters sowie 
ihrer Stellvertreter aus dem Kreis der Mitglieder des Diako­
nischen Werkes nach § 4 Abs. 3 der Satzung des Diakoni­
schen Werkes der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens e. V. 
Abstand genommen werden. Diese Mitglieder und ihre 
Stellvertreter müssen zu kirchlichen Ämtern ihrer Kirche 
wählbar sein. 

§4 

Dienstnehmervertreter 

Die Dienstnehmervertreter werden vom Gesamtausschuß 
der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk der Ev.­
Luth. Landeskirche Sachsens e. V. entsandt. Sie müssen bei 
der Entsendung einer Mitarbeitervertretung angehören. 

§ 5 

Dienstgebervertreter 

Die Dienstgebervertreter werden von einer Versammlung 
der Träger von Einrichtungen entsandt. Die Dienstgeberver­
treter müssen bei der Entsendung dem Personenkreis des § 4 
MVG angehören. 

§6 

Amtszeit 

(l) Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
und ihre Stellvertreter werden für die Dauer von vier Jahren 
entsandt. Sie bleiben bis zur Bildung der neuen Kommission 
im Amt. 

(2) Eine erneute Benemmng der bisherigen Mitglieder 
und ihrer Stellvertreter ist möglich. 

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird gemäß§ 4 
oder § 5 für den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied ent­
sandt; dasselbe gilt für die Stellvertreter. 

(4) Die Mitglieder und ihre Stellvertreter sind abzu­
berufen, wenn die Voraussetzungen des § 3 Abs. 3 nicht vor­
liegen bzw. entfallen sind. 

§7 

Rechtsstellung der Mitglieder 

(l) Die Mitgli~der der Arbeitsrechtlichen Kommission 
sind in ihren Entscheidungen unabhängig und an Weisungen 
nicht gebunden. 

(2) Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
haben über die ihnen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zur 
Kommission bekanntgewordeneil Angelegenheiten Still­
schweigen zu bewahren, soweit sie ihrer Natur nach ver­
traulich oder von der Kommission für vertraulich erklärt 
worden sind. Dies gilt auch nach dem Ausscheiden aus der 
Kommission. 

Die Schweigepflicht besteht auch für Personen, die zu 
einer Sitzung der Kommission hinzugezogen werden. Die 
Personen sind durch den Vorsitzenden über ihre Schweige­
pflicht zu belehren. 

(3) Die Mitglieder sind in dem für die Kommissionstätig­
keit erforderlichen Umfang ohne Minderung der Bezüge 
und des Erholungsurlaubs vom Dienst freizustellen. 

( 4) Die Kosten der Freistellung und die Reisekosten der 
Mitglieder und der Stellvertreter trägt das Diakonische 
Werk der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens e. V., sofern zum 
finanziellen Ausgleich ein gesonderter Mitgliedsbeitrag 
vom Diakonischen Werk der Ev.-Luth. Landeskirche Sach­
sens e. V. beschlossen ist. 

§ 8 

Leitung und Arbeitsweise 
der Arbeitsrechtlichen Kommission 

(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission wählt aus ihrer 
Mitte für die Dauer eines Jahres einen Vorsitzenden und 
einen stellvertretenden Vorsitzenden. Der Vorsitzende ist im 
jährlichen Wechsel aus der Gruppe der Dienstnehmervertre­
ter bzw. aus der Gruppe der Dienstgebervertreter zu wählen. 
Der stellvertretende Vorsitzende ist aus der jeweils anderen 
Gruppe zu wählen. 

(2) Die Geschäftsführung der Arbeitsrechtlichen Kom­
mission liegt beim Diakonischen Amt des Diakonischen 
Werkes der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens e. V. Bis zu 
drei Mitarbeiter des Diakonischen Amtes nehmen beratend 
an den Sitzungen teil. 

(3) Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission 
werden durch den Vorsitzenden nach Bedarf unter Angabe 
der Tagesordnung einberufen. Die Arbeitsrechtliche Kom­
mission ist einzuberufen, wenn dies von mindestens einem 
Drittel der Mitglieder unter Angabe der Beratungsgegen­
stände beantragt wird. 

( 4) Die Einladung erfolgt spätestens zwei Wochen 
vor dem Sitzungstermin unter Bekanntgabe der Tagesord­
nung. 

(5) Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung auf. Jedes 
Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission hat das Recht, 
Punkte für die Tagesordnung zu benennen, wenn es von 
mindestens einem Viertel der Mitglieder unterstützt wird. 
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Die Geschäftsführung ist ohne die in Satz 2 erforderliche 
Unterstützung berechtigt, Punkte für die Tagesordnung zu 
benennen. Über Gegenstände, die nicht ausdrücklich auf der 
Tagesordnung stehen, können Beschlüsse nur gefaßt wer­
den, wenn alle Erschienenen mit der Beschlußfassung ein­
verstanden sind. 

(6) An jeder Sitzung kann ein Vertreter des Landeskir­
chenamtes beratend teilnehmen. 

(7) Die Arbeitsrechtliche Kommission kann zu ihren Be­
ratungen Sachverständige hinzuziehen. 

(8) Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission 
sind nicht öffentlich. 

(9) Die Arbeitsrechtliche Kommission kann sich eine Ge-· 
schäftsordnung geben. 

(10) Das Diakonische Werk führt gesondert Rechnung für 
die Arbeitsrechtliche Kommission. 

(11) Für die Finanzierung der Arbeit der Arbeitsrecht­
lichen Kommission erhebt das Diakonische Werk einen 
gesonderten Mitgliecfsbeitrag. 

§ 9 

Beschlußfassung 

(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission ist beschlußfähig, 
wenn mindestens zwei Drittel ihrer stimmberechtigten Mit­
glieder anwesend sind. Die Beschlüsse der Arbeitsrecht­
lichen Kommission werden mit Stimmenmehrheit der 
gesetzlichen Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
gefaßt. 

(2) Erhält eine Beschlußvorlage in der Arbeitsrechtlichen 
Kommission nicht die erforderliche Mehrheit, so ist über 
diesen Gegenstand in einer weiteren Sitzung erneut zu be­
raten. Kommt auch in dieser Sitzung ein Beschluß über eine 
Arbeitsrechtsregelung nicht zustande, so können jeweils 
mindestens drei der stimmberechtigten Mitglieder der 
Arbeitsrechtlichen Kommission den Schlichtungsausschuß 
anrufen. Der Antrag ist innerhalb einer Ausschlußfrist von 
vier Wochen nach Beschlußfassung einzureichen und zu be­
gründen. 

(3) Die Arbeitsrechtliche Kommission kann Beschlüsse 
auch ohne Beratung im Umlaufverfahren fassen; in diesem 
Verfahren müssen der jeweils anstehenden Entscheidung 
alle Mitglieder zustimmen. Stellvertretung ist in diesem 
Verfahren ausgeschlossen. 

(4) Über die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommis­
sion ist eine Niederschrift zu fertigen. Diese ist den Mitglie­
dern und ihren Stellvertretern zuzusenden und von je einem 
Mitglied der Kommission nach § 4 und § 5 zu unterzeich­
nen. 

§ 10 

Inkrafttreten und Veröffentlichung 
der Beschlüsse 

(1) Die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission 
nach § 2 werden dem Diakonischen Amt zugeleitet und 
durch dieses, sofern keine Einwendungen nach Absatz 2 er­
hoben werden, mit Rundschreiben veröffentlicht. Die Be­
schlüsse werden mit der Veröffentlichung wirksam. 

(2) Gegen einen Beschluß können jeweils mindestens 
drei Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission Ein­
wendungen erheben. Der Schriftsatz, durch den die Einwen­
dungen erhoben werden, muß mit entsprechender Begrün­
dung innerhalb eines Monats nach der Fassung des 
Beschlusses dem Vorsitzenden der Arbeitsrechtlichen 
Kommission unter gleichzeitiger Unterrichtung der Ge-

schäftsführung der Arbeitsrechtlichen Kommission zugelei­
tet werden. Dadurch wird das Inkrafttreten der betreffenden 
Regelung ausgesetzt. Der Vorsitzende beruft unverzüglich 
eine Sitzung der Arbeitsrechtlichen Kommission ein, die er­
neut berät und beschließt. 

(3) Habenjeweils mindestens drei Mitglieder der Arbeits­
rechtlichen Kommission auch nach erneuter Beratung und 
Beschlußfassung durch die Arbeitsrechtliche Kommission 
Einwendungen, so können diese den Schlichtungsausschuß 
(§ 12) anrufen. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, daß der Schriftsatz an den Vorsitzenden des 
Schlichtungsausschusses zu richten ist. 

(4) Wird der Schlichtungsausschuß nicht angerufen, so 
hat das Diakoni'l:;che Amt den Beschluß nach Ablauf der 
Frist zu veröffentlichen. 

§11 

Verbindlichkeit 
der Arbeitsrechtlichen Regelungen 

(1) Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission nach 
§ 2 und die Entscheidungen des Schlichtungsausschusses 
nach § 12 sind verbindlich. 

(2) Insbesondere dürfen nur Dienstverträge abgeschlos­
sen oder geändert werden, die den auf Beschlüssen der 
Arbeitsrechtlichen Kommission und Entscheidungen des 
Schlichtungsausschusses beruhenden Regelungen entspre­
chen. 

§ 12 

Schlichtungsausschuß 

(1) Zur Entscheidung in den Fällen des § 9 Abs. 2 und 
§ 10 Abs. 3 wird ein Schlichtungsausschuß aus einem Vor­
sitzenden und zwei beisitzenden Mitgliedern gebildet. Für 
jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied zu be­
nennen. Die Mitglieder und ihre Stellvertreter müssen zu 
kirchlichen Ämtern der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens 
wählbar sein; sie dürfen nicht der Arbeitsrechtlichen Kom­
mission als Mitglied angehören. 

(2) Jede der in der Kommission vertretenen Gruppen 
(§§ 4 und 5) benennteinen Beisitzer und einen Stellvertre­
ter. Die Beisitzer und ihre Stellvertreter müssen seit minde­
stens drei Jahren hauptberuflich im diakonischen Dienst 
tätig sein. 

(3) Der Vorsitzende des Schlichtungsausschusses und der 
stellvertretende Vorsitzende werden von der Arbeitsrecht­
lichen Kommission mit einer Mehrheit von drei Vierteln der 
gesetzlichen Mitglieder gewählt. Der Vorsitzende und stell­
vertretende Vorsitzende müssen die Befähigung zum Rich­
teramt haben und dürfen weder haupt-noch nebenberuflich 
im kirchlich-dialeonischen Dienst stehen. Sie dürfen ferner 
nicht einem Leitungsorgan eines Rechtsträgers des Diakoni­
schen Werkes angehören. 

(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Schlichtungsaus­
schusses beträgt vier Jahre. Sie bleiben bis zur Bildung des 
neuen Schlichtungsausschusses im Amt. 

Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied 
vorzeitig aus, so wird für den Rest der Amtszeit in entspre­
chender Anwendung der Absätze 2 und 3 ein neues Mitglied 
benannt oder gewählt. 

(5) Die Mitglieder des Schlichtungsausschusses sind in 
ihren Entscheidungen unabhängig und an Weisungen nicht 
gebunden. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter werden 
vom Landesbischof, die Beisitzer vom Vorsitzenden des 
Schlichtungsausschusses durch Handschlag zur gewissen-
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haften Amtsführung verpflichtet. § 7 Abs. 2 gilt entspre­
chend. 

Die Mitglieder des Schlichtungsausschusses üben ihre 
Tätigkeit ehrenamtlich aus. Sie erhalten Reisekostenver­
gütung nach den landeskirchlichen Bestimmungen. Der 
Vorsitzende und sein Stellvertreter erhalten eine Aufwands­
entschädigung, die vom Landeskirchenamt allgemein fest­
gelegt wird. 

(6) Der Schlichtungsausschuß hat die allgemeinen 
Grundsätze des gerichtlichen Verfahrens zu beachten. Er 
kann Einzelheiten in einer Geschäftsordnung regeln. 

(7) Der Schlichtungsausschuß beschließt nach Anhörung 
der Beteiligten mit Stimmenmehrheit in geheimer Beratung 
und bei Anwesenheit aller Mitglieder. Bei der Abstimmung 
ist Stimmenthaltung unzulässig. 

(8) Der Schlichtungsausschuß soll sich um eine gütliche 
Einigung bemühen. Bei der Amufung nach § 9 Abs. 2 oder 
§ 10 Abs. 3 unterbreitet er nach Anhörung der in der Arbeits­
rechtlichen Kommission vertretenen Gruppen einen Eini­
gungsvorschlag. Wird dieser in einer darauffolgenden 
Sitzung der Arbeitsrechtlichen Kommission nicht angenom­
men, entscheidet der Schlichtungsausschuß endgültig. 

(9) Der Schlichtungsailsschuß soll einen Einigungsvor­
schlag innerhalb einer Frist von einem Monat nach An­
rufung unterbreiten. Die Entscheidung nach Absatz 8 Satz 2 
soll ebenfalls innerhalb einer Frist von einem Monat nach 
der Sitzung der Arbeitsrechtlichen Kommission erfolgen. 

( l 0) Die Entscheidungen des Schlichtungsausschusses 
ersetzen die Beschlußfassung der Arbeitsrechtlichen Kom­
mission und werden durch Rundschreiben des Diakonischen 
Amtes veröffentlicht. Sie werden mit der Veröffentlichung 
wirksam. 

( 11) Die Kosten des Schlichtungsverfahrens trägt das 
Diakonische Werk der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens 
e. V. 

Übergangsbestimmungen 

§ 13 

Nachprüfen der Mitgliedschaft 

(1) Bestehen Bedenken, ob bei einem Mitglied der 
Arbeitsrechtlichen Kommission die Voraussetzungen für die 
Mitgliedschaft vorliegen, so entscheidet bei Mitgliedern der 
Arbeitsrechtlichen Kommission der Vorsitzende des 
Schlichtungsausschusses, bei Mitgliedern des Schlichtungs­
ausschusses der Gesamtvorstand des Diakonischen Werkes 
der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens e. V. 

(2) Ist der Vorsitzende des Schlichtungsausschusses noch 
nicht gewählt, so entscheidet auch für die Mitglieder der 
Arbeitsrechtlichen Kommission der Gesamtvorstand des 
Diakonischen Werkes der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens 
e.V. 

§ 14 

Beginn der Amtszeit, 
Bildung der Arbeitsrechtlichen Kommission 

(1) Die Entsendung nach § 4 und § 5 hat innerhalb eines 
Monats nach Aufforderung durch das Diakonische Amt zu 
erfolgen. 

(2) Zu ihrer jeweils ersten Sitzung wird die Arbeitsrecht­
liche Kommission vom Direktor des Diakonischen Amtes 
einberufen, der die Sitzung bis zur Wahl des Vorsitzenden 
leitet. 

(3) Die erste Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommis­
sion beginnt am 1. Januar 1998. 

§ 15 

Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. 

Nr.24 Z.:weites .. Kirchengesetz zur Ergänzung und 
Anderung des Anwendungsgesetzes zum Mit­
arbeitervertretungsgesetz - AnwG MVG -
vom 3. November 1993. 

Vom 20. November 1997. (ABI. S. A 239) 

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Sachsens hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen: 

Das Anwendungsgesetz zum Mitarbeitervertretungs­
gesetz - AnwG MVG - vom 3. November 1993 (ABI. 
S. A 141) in der Fassung des (Ersten) Kirchengesetzes vom 
16. April1997 (ABI. S. A 113) zur Ergänzung und Änderung 
des Anwendungsgesetzes zum Mitarbeitervertretungsgesetz 

AnwG MVG - vom 3. November 1993 wird wie folgt 
geändert: 

§ 1 

§ 4 (zu § 10 Abs. 1 Buchst. b MVG) erhält folgenden 
Wortlaut: 

»Für Einrichtungen, die nach dem 3. Oktober 1990 
von Mitgliedern des Diakonischen Werkes der Evan­
gelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens e. V in ihre 
Trägerschaft übernommen worden sind, werden die in 
§ 10 Abs. 1 Buchst. b des Mitarbeitervertretungsgesetzes 
genannten Vorschriften über die Voraussetzung für die 
Wählbarkeit für den Zeitraum von zwei Wahlperioden 
(vgl. § 15 MVG) nicht angewandt.« 

§2 

(zu §§ 15 und 66 MVG) 

(1) Abweichend von§ 15 i. Verb. mit§ 66 MVG wird die 
Amtszeit. der Mitarbeitervertretungen im Bereich der 
Dienststellen kirchlicher Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Sachsens um ein Jahr verlängert. Das gilt auch für die nach 
§ 10 AnwG MVG bestehenden Mitarbeitervertretungen. 

(2) Die zweiten allgemeinen Mitarbeitervertretungswah­
len in dem in Absatz 1 genannten Bereich finden im Jahre 
1999 statt. Davon unberührt bleibt die Durchführung der 
zweiten allgemeinen Mitarbeitervertretungswahlen im Be­
reich des Diakonischen Werkes der Evangelisch-Lutheri­
schen Landeskirche Sachsens e. V. im Jahre 1998. 

§ 3 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. 

Dresden, am 20. November 1997 

Die Kirchenleitung 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens 

Kre ß 
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Evangelische Kirche der schlesischen Oberlausitz 

Nr. 25 Kirchensteuergesetz der Evangelischen Kir­
che der schlesischen Oberlausitz. 

Vom 15. November 1997. (KABl. S. 14) 

Auf der Grundlage vonArtikel91 Absatz 2h der Kirchen­
ordnung der Evangelischen Kirche der schlesischen Ober­
lausitz beschließt die 12. Provinzialsynode folgende Neu­
fassung des Kirchensteuergesetzes: 

§ 1 

Kirchensteuerberechtigung 

(1) In der Evange'hschen Kirche der schlesischen Ober­
lausitz (im folgenden Landeskirche genannt) werden im 
Rahmen und in Anwendung der landesrechtliehen Bestim­
mungen Kirchensteuern aufgrund dieses Kirchengesetzes 
erhoben. Die Kirchensteuern dienen zur Deckung des 
Finanzbedarfes der Landeskirche, ihrer Kirchengemeinden, 
Kirchengemeindeverbände und Kirchenkreise für die Erfül­
lung ihrer Aufgaben. 

(2) Die Kirchensteuer kann erhoben werden: 

1. Von der Landeskirche als Landeskirchensteuer. 

2. Von den Kirchengemeinden und anderen steuererheben­
den Körperschaften als Ortskirchensteuer. 

§2 

Kirchensteuerarten, Anrechnung 

(1) Kirchensteuern können erhoben werden als: 

1. Steuer vom Einkommen 

2. 

3. 

4. 

a) in einem Prozentsatz der Einkommensteuer (Lohn­
steuer) oder 

b) nach Maßgabe des Einkommens (Arbeitslohnes), 

Steuer vom Vermögen 

a) in einem Prozentsatz der Vermögenssteuer oder 

b) nach Maßgabe des Vermögens, 

Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe nach Maßgabe 
des Lebensführungsaufwandes des Kirchengliedes, 

Ortskirchensteuer (Kirchgeld) in festen oder gestaffelten 
Beträgen. 

(2) Kirchensteuern nach Absatz 1 Nummer 1 und 2 kön­
nen entweder als Landeskirchensteuer oder als Ortskirchen­
steuer erhoben werden. Werden diese Kirchensteuerarten 
von derselben Körperschaft nebeneinander erhoben, so sind 
die Kirchensteuern aufeinander anzurechnen. Kirchen­
steuern nach Absatz 1 Nr. 3 können nur als Landeskirchen­
steuer erhoben werden. Kirchensteuern nach Absatz 1 Nr. 4 
können nur als Ortskirchensteuer erhoben werden. Auf das 
Kirchgeld nach Absatz 1 Nr. 3 wird als Landeskirchensteuer 
erhobene Kirchensteuer nach Absatz 1 Nr. 1 bis zur Höhe 
des Kirchgeldes in glaubensverschiedener Ehe angerechnet. 

§ 3 

Kirchensteuerbeschlüsse 

(1) Über die Landeskirchensteuern beschließt die Provin­
zialsynode durch Kirchensteuerbeschluß. 

(2) Über die Ortskirchensteuern beschließen die zuständi­
gen Organe der steuererhebenden Körperschaften durch 
Ortskirchensteuerbeschluß. 

(3) In den Kirchensteuerbeschlüssen ist der Erhebungs­
zeitraum zu bestimmen. Liegt nach Ablauf des Erhebungs­
zeitraumes ein "genehmigter neuer Kirchensteuerbeschluß 
noch nicht vor, gilt der bisherige Kirchensteuerbeschluß 
weiter. 

( 4) Ortskirchensteuerbeschlüsse bedürfen der kirchenauf­
sichtlichen Genehmigung durch das Konsistorium. 

§4 

Kirchensteuerpflicht 

(1) Kirchensteuerpflichtig sind alle getauften evan­
gelischen Christen, die nach dem Recht der Landeskirche 
deren Glieder sind. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht besteht 

I. gegenüber der Landeskirche, 

2. gegenüber der Kirchengemeinde, der das Kirchenglied 
durch Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt oder auf­
grund besonderer kirchenrechtlicher Bestimmungen an­
gehört. 

§5 

Beginn und Ende der Kirchensteuerpflicht 

(1) Die Kirchensteuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag 
des Kalendermonats, der auf die Begründung der Kir­
chengliedschaft folgt; bei Übertritt aus einer anderen steuer­
erhebenden Kirche oder Religionsgemeinschaft jedoch erst 
mit Ende der bisherigen Kirchensteuerpflicht 

(2) Die Kirchensteuerpflicht endet 

1. bei Tod des Kirchengliedes mit Ablauf des Sterbe­
monats; 

2. bei Wegzug 
a) aus dem Gebiet der Landeskirche für die Landeskir­

chensteuer, 
b) aus dem Bereich der Kirchengemeinde für die Orts­

kirchensteuer, mit Ablauf des Kalendermonats, in 
dem der Wohnsitz; oder ständige Aufenthalt auf­
gegeben worden ist; 

3. bei Trennung von der Landeskirche durch Kirchenaus­
tritt oder auf andere Weise mit Ablauf des Kalender­
monats, der auf den Monat folgt, in dem die Feststel­
lung, daß sich das Kirchenglied von der Landeskirche 
getrennt hat, wirksam geworden ist; 

4. bei Übertritt zu einer anderen steuererhebenden Kirche 
oder Religionsgemeinschaft mit Ablauf des Kalender­
monats, in dem der Übertritt wirksam geworden ist. 

§6 

Ermittlung der Bemessungsgrundlagen 
der Kirchensteuern 

Die Bemessungsgrundlagen der Kirchensteuern werden 
nach den landesrechtliehen Bestimmungen und den Bestim­
mungen dieses Kirchengesetzes ermittelt. 
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§7 

Kirchensteuer vom Einkommen 

(1) Für die Kirchensteuer vom Einkommen können in den 
Kirchensteuerbeschluß ein Mindestbetrag und eine Höchst­
begrenzung bestimmt werden. 

(2) Anstelle der Erhebung von Zuschlägen zur Einkom­
mensteuer (Lohnsteuer) kann die Kirchensteuer nach dem 
Einkommen (Arbeitslohn) aufgrund eines besonderen Tari­
fes erhoben werden. 

§ 8 

Kirchensteuer vom Vennögen 

Für die Kirchensteuer vom Vermögen gelten die Bestim­
mungen in § 7 entsprechend. 

§9 

Kirchgeld in gl'aubensverschiedener Ehe 

(1) Gehört ein Ehegatte keiner steuererhebenden Kirche 
oder Religionsgemeinschaft an, so kann von dem Kir­
chenglied ein gestaffeltes Kirchgeld in glaubensverschiede­
ner Ehe als Landeskirchensteuer erhoben werden, das nach 
dem Lebensführungsaufwand des Kirchengliedes bemessen 
wird. 

(2) Die Staffelung und die Bemessungsgrundlage werden 
mit dem Landeskirchensteuerbeschluß bekanntgemacht. 

§ 10 

Kirchgeld 

Das als Ortskirchensteuer zu erhebende Kirchgeld kann 
nach dem Einkommen oder Vermögen des Kirchengliedes 
bemessen werden. Es kann auch an andere Merkmale an­
knüpfen. Das Nähere regelt eine durch die Kirchenleitung 
zu erlassende Kirchgeldordnung. 

§11 

Erhebung der Kirchensteuern 

(1) Die Kirchensteuerbeschlüsse sollen den Kirchen­
steuermaßstab und Kirchensteuersatz, die Staffelung des 
Kirchgeldes sowie Anrechnungsbestimmungen und Fällig­
keitstermine enthalten. In den Beschlüssen ist die gesetz­
liche Grundlage anzugeben; sie müssen öffentlich bekannt­
gemacht werden. Für Ortskirchensteuerbeschlüsse genügt 
ortsübliche öffentliche Bekanntmachung. 

(2) Die Kirchensteuer wird, soweit sie nicht im Steuer­
abzugsverfahren erhoben wird, durch schriftlichen, mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Bescheid ange­
fordert. Liegen die staatlichen oder kommunalen Unter­
lagen über die Besteuerungsmaßstäbe noch nicht vor, so 
können mit einem vorläufigen Bescheid Vorauszahlungen 
gefordert werden. Die hierauf geleisteten Zahlungen sind 
auf die endgültige Kirchensteuerschuld anzurechnen. 

(3) Die Kirchensteuerbescheide sollen als Besteuerungs­
grundlage die wesentlichen Bestimmungen des Kirchen­
steuerbeschlusses angeben. 

( 4) Werden Maßstabsteuern aufgrund von Rechts­
behelfsentscheidungen oder Berichtigungen geändert, so 
sind die Kirchensteuerbescheide von Amts wegen durch 
neue Bescheide, die die Änderungen berücksichtigen, zu er­
setzen. 

§ 12 

Verwaltung der Kirchensteuern 

(1) Die Landeskirchensteuern werden unbeschadet der 
Mitwirkung der Finanzämter bei der Festsetzung und Er­
hebung vom Konsistorium verwaltet. 

(2) Die Ortskirchensteuern werden von den Kirchen­
gemeinden oder anderen steuererhebenden Körperschaften 
oder in deren Auftrag durch kirchliche Verwaltungsstellen 
festgesetzt und erhoben. 

§ 13 

Billigkeitsmaßnahmen 

( 1) Über Anträge auf Stundung, Erlaß oder Erstattung 
von Kirchensteuern entscheidet bei Landeskirchensteuern 
das Konsistorium, bei Ortskirchensteuern die zuständigen 
Organe der steuererhebenden Körperschaften. 

(2) Soweit die Finanzämter bei der Festsetzung und Er­
hebung der Kirchensteuern mitwirken, sind sie berechtigt, 
bei Stundung, Erlaß oder Erstattung der Maßstabsteuer 
sowie bei der Aussetzung der Vollziehung des Steuer­
bescheides die gleiche Entscheidung auch für die entspre­
chende Kirchensteuer zu treffen. 

§ 14 

Steuergeheimnis 

Die kirchlichen Dienststellen sowie ihre Mitarbeiter und 
die an der Veranlagung, Erhebung und der übrigen Verwal­
tung der Kirchensteuer Beteiligten sind zur Wahrung des 
Steuergeheimnisses nach Maßgabe der entsprechenden 
staatlichen Bestimmungen verpflichtet. 

§ 15 

Rechtsbehelfe 

(1) Gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer steht dem 
Steuerpflichtigen der Rechtsbehelf des Einspruchs zu. Der 
Einspruch ist binnen einer Frist von einem Monat seit Be­
kanntgabe des Steuerbescheides bei der zuständigen Finanz­
behörde einzulegen. Die Finanzbehörde hört vor einer Ent­
scheidung das Konsistorium. Für das Verfahren sind die 
Vorschriften der Abgabenordnung anzuwenden mit Aus­
nahme der Vorschriften über Säumniszuschläge und Zinsen 
sowie der Vorschriften über Strafen und Bußgelder. 

(2) Bei Ablehnung eines Antrages auf Stundung oder auf 
Erlaß der Kirchensteuer steht dem Steuerpflichtigen der 
Rechtsbehelf des Einspruchs zu. Das gilt auch, wenn über 
einen solchen Antrag ohne Mitteilung eines zureichendes 
Grundes nicht binnen einer angemessenen Frist sachlich 
entschieden worden ist. Der Einspruch gegen eine Ableh­
nung eines Antrages auf Stundung oder Erlaß ist binnen 
einer Frist von einem Monat bei dem Konsistorium ein­
zulegen. Die Entscheidung über den Einspruch trifft das 
Konsistorium. Für das Verfahren gilt Absatz 1 Satz 4. 

(3) Gegen ablehnende Entscheidungen über Rechts­
behelfe nach den Absätzen 1 und 2 ist die Klage vor dem 
Finanzgericht eröffnet. Die Frist für die Erhebung der Klage 
beträgt einen Monat. Sie beginnt mit der Bekanntgabe der 
Entscheidung über den eingelegten Rechtsbehelf 

( 4) Wird Einspruch gegen einen die Ortskirchensteuer be­
treffenden Bescheid erhoben und hilft ihm das zuständige 
Organ der steuererhebenden Körperschaft nicht ab, so ist er 
dem Konsistorium mit einer Stellungnahme vorzulegen, das 
über den Einspruch abschließend entscheidet. 

(5) Durch die Einlegung eines Rechtsbehelfs wird die 
Verpflichtung zur Zahlung der Kirchensteuer nicht auf-
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gehalten. Die mit dem Einspruch gemäß Absatz 1 befaßte 
Finanzbehörde kann auf Antrag die Vollziehung bis zur Ent­
scheidung über den Rechtsbehelf aussetzen. 

(6) In Gebietsteilen der Evangelischen Kirche der schle­
sischen Oberlausitz, die zum Land Brandenburg gehören, 
richten sich das außergerichtliche Vorverfahren und der 
Rechtsweg nach den Iandesrechtlichen Vorschriften am 
Wohnsitz des Steuerpflichtigen. 

§ 16 

Ruhen der Kirchensteuerberechtigung 

Das Recht der Kirchengemeinden und anderen steuer­
erhebenden Körperschaften, Ortskirchensteuern nach § 2 
Abs. 1 Nummern 1 und 2 zu erheben, ruht. 

§ 17 

Zuweisungen 
aus dem Landeskirchensteueraufkommen 

Solange das Recht zur Erhebung von Kirchensteuern 
gemäß § 16 ganz oder teilweise ruht, erhalten die Kirchen­
gemeinden und Kirchenkreise zur Deckung des für die Er­
füllung ihrer Aufgaben nötigen Finanzbedarfes jährlich vom 
Konsistorium Zuweisungen aus dem Jahresaufkommen an 
Landeskirchensteuern nach Maßgabe des Zuweisungsgeset­
zes in seiner jeweils geltenden Fassung. 

§ 18 

Ausführungsbestimmungen 

Erforderliche Ausführungsbestimmungen zu diesem Kir­
chensteuergesetz erläßt die Kirchenleitung. Die Zuständig­
keit der Provinzialsynode gemäß § 2 bleibt unberührt. 

§ 19 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt für die Gebietsteile der 
Evangelischen Kirche der schlesischen Oberlausitz, die zum 
Land Brandenburg gehören, zum 1. Januar 1997 in Kraft. 

(2) Dieses Kirchengesetz tritt für die Gebietsteile der 
Evangelischen Kirche der schlesischen Oberlausitz, die zum 
Freistaat Sachsen gehören, zum 1. Januar 1998 in Kraft. 

(3) Zu den Zeitpunkten des Inkrafttretens tritt das gel­
tende Kirchensteuergesetz vom 10. Dezember 1990 ein­
schließlich seiner Nachträge außer Kraft. 

Gör 1 i t z, den 15. November 1997 

Die Provinzialsynode der Evangelischen Kirche 
der schlesischen Oberlausitz 

Bö er 

Präses 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Nr. 26 Kirchengesetz zur Ausführung und Ergän­
zung des Kirchengesetzes über den kirchen­
musikalischen Dienst in der EKU (Aus­
führungsgesetz zum Kirchenmusikgesetz 
- AGKiMuG -). 

Vom 13. November 1997. (KABL S. 211) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von West­
falen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 

(zu§ 2 Abs. 1 und 2 KiMuG) 

(1) Voraussetzung für die Anerkennung oder Gleichstel­
lung einer kirchenmusikalischen Prüfung für das Hauptamt 
(A oder B) ist eine Ausbildung mit einer Regelstudienzeit 
von acht Semestern bei der B-Ausbildung, von vier Seme­
stern bei der A-Ausbildung im Aufbau- oder Konsekutiv­
studiengang oder von zehn Semestern bei der A-Ausbildung 
im grundständigen Studiengang. 

(2) Die kirchenmusikalische Ausbildung muß der Rah­
menordnung für die Ausbildung und Prüfung von Kireben­
musikerinnen und Kirchenmusikern vom 18. April 1991 
gleichwertig sein. 

§2 

(zu § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 
und § 5 KiMuG) 

Das Landeskirchenamt erläßt eine Ordnung für die Kol­
loquien. 

§ 3 

(zu § 3 Abs. 1 KiMuG) 

(1) Das Praktikum wird in einer Kirchengemeinde bei 
einer hauptamtlichen Kirchenmusikerin oder einem haupt­
amtlichen Kirchenmusiker abgeleistet. Das Nähere regelt 
das Landeskirchenamt durch Richtlinien. 

(2) Ein außerhalb des Studiums abgeleistetes Praktikum 
kann anerkannt werden, wenn es unter Berücksichtigung der 
Richtlinien als gleichwertig anzusehen ist. 

(3) Auf ein Praktikum kann verzichtet werden, wenn die 
Kirchenmusikerin oder der Kirchenmusiker bereits in einer 
Landeskirche außerhalb der Evangelischen Kirche der 
Union in einem Anstellungsverhältnis gestanden hat. 

§4 

(zu§ 13 KiMuG) 

Die Verleihung eines Titels erfolgt durch das Landes­
kirchenamt im Benehmen mit der Fachberatung. 

§ 5 

(zu§ 16 Abs. 2 KiMuG) 

Beauftragte für spezielle Aufgaben der Fachberatung 
werden vom Landeskirchenamt berufen. 

§ 6 

(zu § 17 KiMuG) 

Die Kreiskantorinnen und Kreiskantoren werden vom 
Kreissynodalvorstand im Einvernehmen mit dem Landes­
kirchenamt für die Dauer einer Synodalperiode berufen. 
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§7 

(zu § 21 KiMuG) 
' 

(1) In Ausnahmefällen kann im kirchenmusikalischen 
Dienst im Nebenamt auch angestellt werden, wer nur wegen 
Fehleus der Voraussetzungen des § 2 Abs. 3 KiMuG nicht 
die Anstellungsfähigkeit zuerkannt bekommen kann, jedoch 
Mitglied einer christlichen Kirche oder Gemeinschaft ist, 
die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in 
Deutschland angeschlossen ist. 

(2) Soweit Kirchenmusikerinnen oder Kirchenmusiker 
mit Anstellungsfähigkeit nicht zur Verfügung stehen, kann 
im kirchenmusikalischen Dienst im Nebenamt auch ange­
stellt werden, wer den Befähigungsnachweis erworben hat. 
Ausnahmsweise kann auch angestellt werden, wer keinen 
Befähigungsnachweis besitzt. 

(3) Gegen Entscheidungen über eine Versagung oder eine 
Entziehung der Anstellungsfähigkeit kann nach 
Durchführung des Vorverfahrens die Verwaltungskammer 
der Evangelischen Kirche von Westfalen angerufen wer­
den. 

§ 8 

Weitere Ausführungsbestimmungen 

Die Kirchenleitung kann weitere Ausführungs- und 
Ergänzungsbestimmungen durch Rechtsverordnung erlas­
sen. 

§9 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten 

das Westfälische Ergänzungsgesetz zum Kirchengesetz 
der Evangelischen Kirche der Union über die Be­
rufungsordnung für das kirchenmusikalische Amt vom 
27. Oktober 1961 (KABl. 1962, S. 19), 

- das Westfälische Ergänzungsgesetz zum Kirchengesetz 
der Evangelischen Kirche der Union über die kirchen­
musikalische Fachaufsichtsordnung vom 27. Oktober 
1961 (KABL 1962, S. 23), 

- das Zweite Westfälische Ergänzungsgesetz zum Kir­
chengesetz der Evangelischen Kirche der Union über 
die Vorbildung und Anstellungsfähigkeit von Kirchen­
musikern vom 27. Oktober 1978 (KABl. 1979, 
S. 42), 

die Durchführungsbestimmungen zur Verordnung des 
Rates der Evangelischen Kirche der Union über die 
Amts- und Dienstbezeichnung der Kirchenmusiker vom 
23. Oktober 1986 (KABl. 1986, S. 230) 

außer Kraft. 

Bi e l e f e l d, den 13. November 1997 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 

Dr. H o ff m a n n Winterhoff 

Nr. 27 Verordnung über die Ausbildung und Anstel­
lung zum Amt einer Predigerio oder eines 
Predigers und zum Amt einer Pfarrstellenver­
walterin oder eines Pfarrstellenverwalters 
(PredAVO). 

Vom 26. November 1997. (KABL S. 223) 

Gemäß§ 15 des Kirchengesetzes über das Amt des Predi­
gers in der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 
4. Oktober 1968 (KABl. S. 156) hat die Kirchenleitung fol­
gende Verordnung beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

I. Abschnitt 

Prüfungsorgane 

§ Prüfungsamt 

§ 2 Prüfungskommission 

II. Abschnitt 

Kolloquium 

§ 3 Ziel und Inhalt des Kolloquiums 

§ 4 Zulassungsvoraussetzungen und Meldeverfahren 

§ 5 Zulassung 

§ 6 Durchführung des Kolloquiums 

§ 7 Sachgebiete des Kolloquiums 

III. Abschnitt 

Zurüstung 

§ 8 Durchführung der Zurüstung 

§ 9 Unterrichtsfächer 

IV. Abschnitt 

Abschlußprüfung 

§ 10 Zweck und Inhalt der Abschlußprüfung 

§11 Zulassung 

§ 12 Durchführung der Prüfung 

§ 13 Prüfungstermine 

§ 14 Prüfungsfächer 

§ 15 Prüfungsteile 

§ 16 Schriftliche Prüfung 

§ 17 Abschlußarbeit 

§ 18 Predigt 

§ 19 Unterrichtsentwurf 

§ 20 Klausuren 

§ 21 Mündliche Prüfung 

§ 22 Verstöße gegen die Verordnung 

§ 23 Rücktritt und Versäumnis 

V. Abschnitt 

Bewertung, Feststellung und Bekanntmachung 
des Prüfungsergebnisses 

§ 24 Bewertung der Leistungen 

' 
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§ 25 Feststellung des Prüfungsergebnisses 

§ 26 Bekanntmachung des Prüfungsergebnisses 

VI. Abschnitt 

Prüfungswiederholung 

§ 27 Prüfungswiederholung 

VII. Abschnitt 

Prüfungsunterlagen und Rechtsbehelfe 

§ 28 Prüfungsunterlagen 

§ 29 Rechtsbehelfe 

VIII. Abschnitt 

Anstellungsfähigkeit 
als Predigerio oder Prediger 

§ 30 Zuerkennung ßer Anstellungsfähigkeit als Predige­
rirr oder Prediger 

§ 31 Berufung zur Predigerirr oder zum Prediger 

IX. Abschnitt 

Anstellungsfähigkeit als Pfarrstellenverwalterio 
oder Pfarrstellenverwalter und Berufung 

§ 32 Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit als Pfarrstel­
lenverwalterio oder Pfarrstellenverwalter 

§ 33 Berufung zur Pfarrstellenverwalterirr oder zum 
Pfarrstellenverwalter durch eine Kirchengemeinde 

§ 34 Berufung zur Pfarrstellenverwalterirr oder zum 
Pfarrstellenverwalter durch eine Kirchengemeinde 
neben anderen Bewerberinnen und Bewerbern 

§ 35 Berufung zur Pfarrstellenverwalterirr oder zum 
Pfarrstellenverwalter durch einen Kirchenkreis 

§ 36 Berufung zur Pfarrstellenverwalterirr oder zum 
Pfarrstellenverwalter durch einen Kirchenkreis 
neben anderen Bewerberinnen und Bewerbern 

§ 37 Einführung der Predigerinnen und Prediger in das 
Amt als Pfarrstellenverwalterirr oder Pfarrstellenver­
walter 

X. Abschnitt 

Schlußbestimmungen 

§ 38 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

I. Abschnitt 

Prüfungsorgane 

§ 1 

Prüfungsamt 

(1) Zur Durchführung des Kolloquiums und der Ab­
schlußprüfung wird das Prüfungsamt für Predigerinnen und 
Prediger der Evangelischen Kirche von Westfalen beim 
Landeskirchenamt gebildet. 

(2) Das Prüfungsamt besteht aus 

1. Mitgliedern, welche die Landessynode wählt, 

2. von der Kirchenleitung beauftragten Mitgliedern der 
Kirchenleitung und des Landeskirchenamtes, 

3. von der Kirchenleitung beauftragten Dozentinnen und 
Dozenten, die an der Ausbildung der Predigerinnen und 
Prediger beteiligt sind. 

(3) Mit dem Vorsitz und der Stellvertretung beauftragt die 
Kirchenleitung theologische Mitglieder des Landeskirchen~ 
amtes. 

( 4) Die oder der Vorsitzende leitet die Sitzungen, setzt 
Zeit und Ort der Sitzungen des Prüfungsamtes und der Prü­
fungskommission sowie der Prüfungsvorgänge fest. 

(5) Das Prüfungsamt ist beschlußfähig, wenn zu der Sit­
zung ordnungsgemäß mit einer Frist von zwei Wochen ein­
geladen worden ist und mindestens die Hälfte der Mitglieder 
anwesend sind.~ Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der oder des Vorsitzenden. 

(6) Die Sitzungen des Prüfungsamtes und der Prüfungs­
kommission sind nicht öffentlich. 

(7) Die Mitglieder des Prüfungsamtes haben über alle 
Prüfungsvorgänge gegenüber Dritten Verschwiegenheit zu 
bewahren. 

§2 

Prüfungskommission 

( 1) Das Kolloquium und die Abschlußprüfung werden je­
weils von einer Prüfungskommission abgenommen, die aus 
mindestens sieben Mitgliedern besteht. Sie werden von der 
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes aus den Reihen 
der Mitglieder des Prüfungsamtes bestimmt. 

(2) Die Prüfungskommission ist beschlußfähig, wenn 
mindestens vier Mitglieder anwesend sind. § 1 Abs. 5 Satz 2 
findet entsprechende Anwendung. 

(3) Den Vorsitz in der Prüfungskommission führt die oder 
der Vorsitzende des Prüfungsamtes oder ein von ihr oder 
ihm beauftragtes Mitglied des Prüfungsamtes. 

II. Abschnitt 

Kolloquium 

§ 3 

Zweck und Inhalt des Kolloquiums 

(1) Der erfolgreiche Abschluß des Kolloquiums ist Vor­
aussetzung für die Zulassung zur Zurüstung für das Amt 
einer Predigerirr oder eines Predigers. 

(2) Im Kolloquium soll gezeigt werden, daß insbesondere 
theologische Sachverhalte selbständig erarbeitet und wie­
dergegeben werden können. 

§4 

Zulassungsvoraussetzungen und Meldeverfahren 

(1) Für das Kolloquium können durch die Superintenden­
tinnen oder die Superintendenten und die Vorstände kirch­
licher Werke geeignet erscheinende Frauen und Männer 
vorgeschlagen werden, die 

1. die in §§ 1 und 2 des Predigergesetzes genannten Vor­
aussetzungen erfüllen, 

2. mit dem Dienst an Wort und Sakrament beauftragt sind 
und diesen Dienst seit mindestens fünf Jahren ausüben 

sowie 

3. das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 



56 AMTSBLATT Heft 2, 1998 

(2) Der Vorschlag ist an das Landeskirchenamt zu richten. 

(3) Zusammen mit dem Vorschlag sind folgende Unter­
lagen einzureichen: 

1. Antrag der oder des Vorgeschlagenen auf Zulassung zur 
Zurüstung, 

2. eine Begründung, weshalb sich die oder der Vorgeschla­
gene entschlossen hat, Predigerio oder Prediger zu wer­
den, 

3. tabellarischer Lebenslauf, 

4. aktuelles Paßbild, 

5. Geburtsurkunde, 

6. Tauf- und Konfümationsurkunde, 

7. ggf. Heiratsurkunde, Traubescheinigung und Geburts­
urkunden der Kinder, 

8. Abschlußzeugnisse über den Ausbildungsweg (Schulen, 
Berufsausbildung, kirchliche Ausbildungsstätten), 

9. Bescheinigungen über die Teilnahme an kirchlichen 
oder anderen Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen, 

10. Nachweise über Art und Dauer der bisherigen Tätigkei­
ten im kirchlichen Dienst, 

11. Stellungnahme der Superintendentin oder des Super­
intendenten bzw. des Vorstandes des kirchlichen Wer­
kes, 

12. Predigten oder andere Schriftauslegungen, die in letzter 
Zeit gehalten wurden, 

13. amtsärztliches oder auf Anforderung des Landeskir­
chenamtes vertrauensärztliches Gesundheitszeugnis, 

14. Erklärung der Anstellungskörperschaft, daß sie die Vor­
geschlagene bzw. den Vorgeschlagenen während der 
Ausbildungszeit in dem erforderlichen Umfang vom 
Dienst befreien wird. 

§5 

Zulassung 

(1) Das Landeskirchenamt entscheidet aufgrund der ein­
gereichten Unterlagen über die Zulassung zum Kolloquium. 

(2) Die Entscheidung des Landeskirchenamtes ist dem 
Prüfling mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen. 

(3) Wenn die Zulassungsvoraussetzungen nach erfolgter 
Zulassung ganz oder teilweise entfallen, kann das Landes­
kirchenamt die Entscheidung abändern. 

§6 

Durchführung des Kolloquiums 

(1) Die oder der Vorsitzende bestimmt die Mitglieder der 
Prüfungskommission für die einzelnen Sachgebiete des 
Kolloquiums. 

(2) Das nichtöffentliche Kolloquium in den in § 7 Ab­
satz 1 Ziffern 1 bis 6 genannten Sachgebieten dauert jeweils 
15 Minuten. Die Prüfungsdauer kann geringfügig über­
schritten werden. 

(3) Die §§ 3, 22 und 23 finden entsprechende Anwen­
dung. 

(4) Die Prüfenden geben in dem von ihnen geprüften 
Sachgebiet ein schriftliches, von ihnen unterschriebenes 
Votum ab, ob die oder der Vorgeschlagene für die Zurüstung 
geeignet ist. 

(5) Die Prüfungskommission stellt abschließend fest, ob 
die oder der Vorgeschlagene für die Zurüstung geeignet ist. 

§7 

Sachgebiete des Kolloquiums 

(1) Das Kolloquium umfaßt folgende Sachgebiete: 

1. Auslegung des Alten Testaments, 

2. Auslegung des Neuen Testaments, 

3. Kirchengeschichte, 

4. Systematische Theologie, 

5. ein Teilgebiet deutschsprachiger Literatur, 

6. Grundlagen eines kirchlichen Praxisfeldes (z. B. Reli­
gionspädagogik und Katechetik, Jugendarbeit, Diako­
nie, Sozialarbeit, Kybernetik). 

(2) Das in Absatz 1 Ziffer 6 genannte Praxisfeld kann von 
der oder dem Vorgeschlagenen gewählt werden. Es soll ge­
zeigt werden, daß über ein kirchliches Praxisfeld sachlich 
und theologisch verantwortlich Auskunft gegeben werden 
kann. 

(3) Zu den unter Absatz 1 Ziffern 1 bis 4 genannten Sach­
gebieten können besondere Schwerpunktthemen angegeben 
werden. 

(4) In dem in Absatz 1 Ziffer 5 genannten Sachgebiet soll 
an einem selbst gewählten wichtigen Beispiel deutschspra­
chiger Literatur Einfühlungsvermögen und Urteilsfähigkeit 
gezeigt werden. 

(5) Die oder der Vorsitzende entscheidet über die endgül­
tige Formulierung der Schwerpunktthemen nach Abs. 1 Zif­
fern 1 bis 5 sowie die Annahme des Praxisfeldes nach Abs. 1 
Ziffer 6. 

III. Abschnitt 

Zurüstung 

§ 8 

Durchführung der Zurüstung 

(1) Wer das Kolloquium bestanden hat, kann durch das 
Landeskirchenamt zur Zurüstung zugelassen werden. 

(2) Das Landeskirchenamt beauftragt das Pastoralkolleg 
mit der Durchführung der Zurüstung. 

(3) Die Zurüstung dauert mindestens 480 Unterrichts­
stunden. Einzelheiten kann das Landeskirchenamt regeln. 

(4) Das Landeskirchenamt stellt einen Stoff- und Unter­
richtsplan auf und bestimmt die Termine für die Kurse und 
Rüstzeiten. 

(5) Nach der ersten Zurüstungshälfte legt das Pastoral­
kolleg dem Landeskirchenamt eine Zwischenbeurteilung 
vor. 

(6) Das Landeskirchenamt entscheidet, ob die Zurüstung 
bei einzelnen Teilnehmerinnen oder Teilnehmern unterbro­
chen, vorzeitig abgebrochen oder in Teilen wiederholt wer­
den muß. 

(7) Während der Zurüstung wird die Teilnehmerio oder 
der Teilnehmer durch die zuständige Superintendentin oder 
den zuständigen Superintendenten, einer Pfarrerin oder 
einem Pfarrer zugeteilt, die oder der sie oder ihn in die Auf­
gaben einer Predigerio oder eines Predigers einführt. 
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(8) Die Zeit der Zurüstung darf weder ganz noch teil­
weise auf den jährlichen Erholungsurlaub angerechnet wer­
den. 

(9) Die Kosten der Zurüstung trägt die Landeskirche. Sie 
kann Teilnahmegebühren festlegen und den Anstellungsträ­
ger an den Kosten beteiligen. 

§ 9 

Unterrichtsfächer 

Die Zurüstung erstreckt sich auf die in § 14 Abs. 1 ge­
nannten Prüfungsfächer. 

IV. Abschnitt 

Abschlußprüfung 

§ 10 

Zweck und Inhalt der Abschlußprüfung 

Die Zurüstung schließt mit der Abschlußprüfung ab. 

In der Abschlußprüfung wird festgestellt, welche Kennt­
nisse in den einzelnen Prüfungsfächern erworben wurden 
und ob die Fähigkeit besteht, selbständig theologisch zu 
arbeiten. 

§ 11 

Zulassung 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Abschlußprüfung ist 
nach Aufforderung durch die oder den Vorsitzenden an das 
Landeskirchenamt zu richten. Über den Antrag entscheidet 
das Landeskirchenamt im Benehmen mit dem Prüfungsamt 

(2) Die Zulassung kann versagt werden, wenn die Lei­
stungen während der Zurüstung in den schriftlichen Arbei­
ten in mehr als einem Fach als nicht ausreichend beurteilt 
wurden. 

§ 12 

Durchführung der Prüfung 

( 1) Das Landeskirchenamt erläßt nach Anhörung des Prü­
fungsamtes Stoffpläne und Richtlinien für die schriftlichen 
und mündlichen Prüfungen. 

(2) Die Themen der Klausuren bestimmt die oder der Vor­
sitzende. Die Themen der Hausarbeiten bestimmt das Prü­
fungsamt, in Dringlichkeitsfällen die oder der Vorsitzende. 
Der Auswahlliegen,Themenvorschläge von Mitgliedern des 
Prüfungsamtes zugrunde. 

(3) Jede schriftliche Prüfungsarbeit wird von zwei Mit­
gliedern der Prüfungskommission begutachtet. Das Gutach­
ten schließt eine Bewertung ein. Stimmen die Bewertungen 
nicht überein, beauftragt die oder der Vorsitzende ein Mit­
glied des Prüfungsamtes, die Prüfungsarbeit im Rahmen der 
beiden Gutachten abschließend zu bewerten. 

(4) Die anschließenden mündlichen Prüfungsleistungen 
werden im Rahmen von Einzelprüfungen erbracht, die 
jeweils von mindestens zwei Mitgliedern der Prüfungskom­
mission abgenommen werden und nicht öffentlich sind. 

Über jede Einzelprüfung ist eine Niederschrift zu ferti­
gen, die von beiden Prüferinnen oder Prüfern zu unterzeich­
nen ist. Die Niederschrift muß den wesentlichen Verlauf der 
Prüfung wiedergeben und die Bewertung der Prüfungslei­
stungen enthalten. 

(5) Aufgrund der Einzelergebnisse stellt die Prüfungs­
kommission unter Berücksichtigung einer allgemeinen Aus­
gewogenheit der Leistungen ein Gesamtergebnis fest. 

(6) Entspricht das Gesamtergebnis den Anforderungen, 
so ist die Prüfung für bestanden zu erklären, und zwar als 
»ausreichend«, »befriedigend«, >>gut« oder »sehr gut«. 

Entspricht das Gesamtergebnis nicht den Anforderungen, 
so ist die Prüfung für nicht bestanden: und zwar als »man­
gelhaft« oder »ungenügend« zu erklären. § 25 Abs. 3 bleibt 
unberührt. 

(7) Schließen bereits die Bewertungen der schriftlichen 
Prüfungsarbeiten das Bestehen der Prüfung aus, so stellt die 
oder der Vorsitzende des Prüfungsamtes vor Beginn der 
mündlichen Prüfung die Ergebnisse der schriftlichen Arbei­
ten den Bewertungen entsprechend fest und erklärt die Prü­
fung für nicht b~standen. 

§ 13 

Prüfungstermine 

Die Termine für die Abschlußprüfung werden von der 
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes festgesetzt. 

§ 14 

Prüfungsfächer 

(1) Prüfungsfächer sind 

1. Altes Testament, 

2. Neues Testament, 

3. Systematische Theologie, 

4. Kirchengeschichte, 

5. Kirchenrecht und kirchliche Verwaltung, 

6. Verkündigung und gottesdienstliches Handeln, 

7. Unterricht, Bildung, Erziehung, 

8. Seelsorge und Beratung, 

9. Gemeindeaufbau und Diakonie, 

10. kirchliche Jugend- und Erwachsenenbildung. 

(2) Die in Absatz 1 Ziffern 1 bis 7 genannten Fächer sind 
Pflichtfächer. 

(3) Aus den in Absatz 1 Ziffern 8 bis 10 genannten 
Fächern benennt der Prüfling ein Wahlfach, daß er bei der 
Meldung zur Abschlußprüfung angibt. 

( 4) Innerhalb der Fächer sollen Vertiefungsgebiete ange­
geben werden, die über Grundkenntnisse hinaus geprüft 
werden. Sie müssen sich inhaltlich voneinander unterschei­
den und dürfen sich nicht mit der Themenstellung der Ab­
schlußarbeit überschneiden. 

§ 15 

Prüfungsteile 

Die Prüfung gliedert sich in einen schriftlichen und einen 
mündlichen Teil. 

§ 16 

Schriftliche Prüfung 

(1) Die schriftliche Prüfung besteht aus 

1. einer Abschlußarbeit, 

2. einer Predigt mit Exegese und Meditation, 

3. einem Unterrichtsentwurf in Verbindung mit einer Lehr­
probe, 

4. zwei Klausuren. 
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(2) Für die Anfertigung der drei Hausarbeiten stehen ins­
gesamt vier Monate zur Verfügung. 

Sind weniger als drei Hausarbeiten zu fertigen, so entfal­
len auf die Abschlußarbeit zwei Monate und auf die Predigt 
und den Unterrichtsentwurf je ein Monat. 

§ 17 

Abschlußarbeit 

(1) Die Abschlußarbeit wird in einem der folgenden 
Fächer geschrieben: 

Altes Testament, Neues Testament, Systematische Theo­
logie, Kirchengeschichte. 

(2) Der Prüfling wählt bei der Meldung zur Prüfung das 
Fach. Für die Abschlußarbeit bestimmt das Prüfungsamt in 
jedem Fach zwei Themen zur Auswahl. Der Prüfling muß 
sich innerhalb einer gesetzten Frist für ein Thema entschei­
den und seine Entscheidung dem Prüfungsamt mitteilen. 

(3) Die Abschlußarbeit soll mit Anmerkungen den Um­
fang von 40 Seiten nicht überschreiten. 

§ 18 

Predigt 

§ 20 

Klausuren 

(1) Die Themen der Klausuren werden den in § 14 Ab­
satz 1 Ziffern 1 bis 6 aufgeführten Fächern entnommen. 
Das Fach, aus dem die Abschlußarbeit gewählt wurde, 
scheidet dabei aus. Für jedes Fach stehen zwei Themen zur 
Wahl. 

(2) Die Zuordnung der Fächer ergibt sich aus der nach­
folgenden Übersicht: 

Abschlußarbeit 

Altes Testament 

Neues Testament 

1. Klausur 

Systematische 
Theologie 
oder 
Kirchengeschichte 

Systematische 
Theologie 
oder 
Kirchengeschichte 

2. Klausur 

Kirchenrecht und 
kirchliche 
Verwaltung 
oder 
Verkündigung und 
Gottesdienstliches 
Handeln 

Kirchenrecht und 
kirchliche 
Verwaltung 
oder 
Verkündigung und 
Gottesdienstliches 
Handeln 

(1) Die Predigt ist unter Einschluß der exegetischen und Kirchengeschichte Altes Testament Kirchenrecht und 
kirchliche 
Verwaltung 

homiletischen Vorarbeiten schriftlich auszuarbeiten. oder 

(2) Die Predigt ist nach ihrer Ausarbeitung in einem 
öffentlichen Gottesdienst in Gegenwart einer Beauftragten 
oder eines Beauftragten des Landeskirchenamtes zu halten. 
Die oder der Beauftragte reicht dem Landeskirchenamt eine 
Stellungnahme zu dem gehaltenen Gottesdienst ein. Die 
Stellungnahme wird den Prüferinnen und Prüfern der Pre­
digt zur Kenntnis gegeben. Unabhängig davon kann der 
Prüfling nach der gehaltenen Predigt dem Landeskirchen­
amt eine eigene Stellungnahme zum Verlauf des Gottesdien­
stes einreichen. 

(3) Die Predigt mit Vorarbeiten soll einschließlich der 
Anmerkungen den Umfang von 20 Seiten nicht überschrei­
ten. 

§ 19 

Unterrichtsentwurf 

(1) Der Unterrichtsentwurf umfaßt die Beschreibung der 
Unterrichtssituation, die theologische Reflexion des Unter­
richtsgegenstandes, die didaktischen Konsequenzen im 
Blick auf die Unterrichtseinheit und die Unterrichtsstunde 
sowie eine Skizze des erwarteten Unterrichtsgeschehens der 
vorbereiteten Stunde. 

(2) Die Unterrichtsstunde ist innerhalb der vom Landes­
kirchenamt gesetzten Frist zu halten. Anschließend reicht 
der Prüfling dem Landeskirchenamt seine Stellungnahme 
zum Verlauf der gehaltenen Unterrichtsstunde ein. 

Die Stellungnahme wird bei der Beurteilung des Unter­
richtsentwurfs berücksichtigt. 

(3) In begründeten Ausnahmefällen kann auf Antrag bei 
der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes anstelle eines 
Unterrichtsentwurfes für den Kirchlichen Unterricht auch 
ein Unterrichtsentwurf für eine erwachsenenpädagogische 
Veranstaltung ausgearbeitet werden. 

(4) Der Unterrichtsentwurf soll den Umfang von 20 Sei­
ten ohne Anmerkungen und Anlagen nicht überschreiten. 

Systematische 
Theologie 

Neues Testament 

Altes Testament 
oder 
Neues Testament 

oder 
Verkündigung und 
Gottesdienstliches 
Handeln 

Kirchenrecht und 
kirchliche 
Verwaltung 
oder 
Verkündigung und 
Gottesdienstliches 
Handeln 

(3) Der Prüfling hat bei seiner Meldung zur Abschlußprü­
fung dem Landeskirchenamt mitzuteilen, in welchen 
Fächern er die beiden Klausuren schreiben will. 

( 4) Für jede Klausur steht ein Bearbeitungszeitraum von 
vier Stunden zur Verfügung. Jeder Prüflipg meldet innerhalb 
von 15 Minuten nach Bekanntgabe der Themen der oder 
dem Aufsichtführenden das gewählte Thema. Danach be­
ginnt die Zeit, die für die Anfertigung der Klausur zur Ver­
fügung steht. 

(5) Das Prüfungsamt bestimmt, ob Hilfsmittel benutzt 
werden dürfen. 

§ 21 

Mündliche Prüfung 

(1) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf folgende 
Fächer: 

1. Altes Testament, 

2. Neues Testament, 

3. Systematische Theologie, 

4. Kirchengeschichte, 

5. Kirchenrecht und kirchliche Verwaltung, 
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6. Gottesdienst und Verkündigung, 

7. Unterricht, Bildung und Erziehung, 

8. Seelsorge und Beratung, 

9. Gemeindeaufbau und Diakonie, 

10. Kirchliche Jugend- und Erwachsenenbildung. 

Zu den unter Ziffern 1 bis 7 genannten Fächern kann der 
Prüfling Vertiefungsgebiete angeben, die über Grundkennt­
nisse hinaus geprüft werden. Die Vertiefungsgebiete müssen 
sich inhaltlich voneinander unterscheiden und dürfen sich 
nicht mit den Themenstellungen der Hausarbeiten über­
schneiden. 

(2) Die Prüfung dauert jeweils 20 Minuten. Die Prü­
fungsdauer kann in begründeten Einzelfällen geringfügig 
überschritten werden. 

§ 22 

Verstöße gegen die Verordnung 

(1) Über die Folgen eines in der mündlichen Prüfung fest­
gestellten ordnungswidrigen Verhaltens des Prüflings, 
namentlich eines Täuschungsversuchs, entscheidet die Prü­
fungskommission. 

(2) Über die Folgen eines nicht in der mündlichen Prü­
fung festgestellten ordnungswidrigen Verhaltens des Prüf­
lings entscheidet die oder der Vorsitzende des Prüfungs­
amtes. 

Als Täuschungsversuch gilt bei unter Aufsicht zu erbrin­
genden Prüfungsleistungen auch das Mitbringen oder Mit­
führen von Hilfsmitteln, deren Benutzung nicht ausdrück­
lich gestattet ist. 

(3) Als Folgen für ein ordnungswidriges Verhalten kön­
nen ausgesprochen werden: 

1. dem Prüfling kann die Wiederholung einzelner oder 
mehrerer Prüfungsleistungen aufgegeben werden, 

2. Prüfungsleistungen, auf die sich die Ordnungswidrigkeit 
bezieht, können für »ungenügend« erklärt werden, 

3. die Prüfung kann für nicht bestanden erldärt und in be­
sonders schweren Fällen der Prüfling von einer Wieder­
holungsprüfung ausgeschlossen werden. 

Die Entscheidung bleibt für das weitere Prüfungsverfah­
ren wirksam.Sie ist dem Prüfling mit einer Rechtsbehelfs­
belehrung zuzustellen. 

( 4) Werden Verstöße gegen die Verordnung nach Aus­
händigung des Zeugnisses über das Bestehen der Prüfung 
bekannt, kann diese für nicht bestanden erklärt werden, 
jedoch nur innerhalb einer Frist von drei Jahren seit dem 
Tage der mündlichen Prüfung. 

§ 23 

Rücktritt und Versäumnis 

(1) Ein Rücktritt von der Prüfung ist gegenüber der oder 
dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes unter Darlegung der 
Gründe schriftlich zu erklären. 

(2) Tritt ein Prüfling ohne Genehmigung der oder des 
Vorsitzenden von der Prüfung zurück, so gilt die Prüfung als 
nicht bestanden. 

(3) Tritt ein Prüfling mit Genehmigung der oder des Vor­
sitzenden von der Prüfung zurück, so kann er zu einem spä­
teren Prüfungstermin erneut zugelassen werden. Die Ge­
nehmigung darf nur aus wichtigem Grund erteilt werden. 

( 4) Der Prüfling kann zu einem späteren Prüfungstermin 
zugelassen werden, wenn die oder der Vorsitzende nach An­
hörung des Prüflings das Prüfungsverfahren abbricht, weil 
dessen sachgemäße Durchführung sich wegen einer ernsten 
Erkrankung des Prüflings oder aus einem anderen wichtigen 
Grund längere Zeit verzögert hat oder verzögern wird. 

(5) Der Prüfling hat erforderliche Bescheinigungen, auf 
Verlangen auch ein amts- oder vertrauensärztliches Zeugnis, 
vorzulegen. 

(6) Über die Anrechnung bereits erbrachter Prüfungslei­
stungen entscheidet die oder der Vorsitzende des Prüfungs­
amtes. 

V. Abschnitt 

Bewertung, Feststellung und Bekanntmachung 
des Prüfungsergebnisses 

§ 24 

Bewertung der Leistungen 

Die einzelnen Leistungen sind mit einer der folgenden 
Noten zu bewerten: 

sehr gut: 

gut: 

eine besonders hervorragende Leistung, 

eine erheblich über den durchschnittlichen 
Anforderungen liegende Leistung, 

befriedigend: eine Leistung, die in jeder Hinsicht durch-
schnittlichen Anforderungen entspricht, 

ausreichend: eine Leistung, die trotz ihrer Mängel durch­
schnittlichen Anforderungen noch entspricht, 

mangelhaft: eine an erheblichen Mängeln leidende, 1m 
ganzen nicht mehr brauchbare Leistung, 

ungenügend: eine völlig unbrauchbare Leistung. 

Zwischennoten dürfen nicht verwendet werden. 

§ 25 

Feststellung des Prüfungsergebnisses 

(1) Die Abschlußarbeit wird zweifach und alle übrigen 
schriftlichen und mündlichen Prüfungsleistungen werden 
einfach bewertet. 

(2) Die Leistungen entsprechen n i c h t den Anforde­
rungen, wenn 

a) die Abschlußarbeit mit mangelhaft oder ungenügend 

oder 

b) in mehr als drei Einzelleistungen die Note ausreichend 
nicht erreicht wurde 

oder 

c) mehr als eine Einzelleistung mit ungenügend bewertet 
wurde. 

(3) Die Leistungen entsprechen ferner nicht den Anforde­
rungen, wenn nicht für jede nicht ausreichende Einzellei­
stung ein Ausgleich durch eine mindestens befriedigende 
Einzelleistung vorhanden ist. 

(4) Die Prüfungskommission kann eine Nachprüfung ge­
statten, wenn zu erwarten ist, daß dadurch nicht ausrei­
chende Einzelleistungen gemäß Absatz 3 ausgeglichen 
werden. Die Prüfungskommission entscheidet, in welchen 
Prüfungsfächern eine Nachprüfung stattfindet. Die Nach­
prüfung kann höchstens zwei Fächer umfassen. 
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§ 26 

Bekanntmachung des Prüfungsergebnisses 

(1) Die Entscheidung der Prüfungskommission über das 
Ergebnis der Prüfung ist zu verkünden. Sie ist dem Prüfling 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen. Bei der Ver­
kündung sind auch die der Entscheidung zugrundeliegenden 
Einzelergebnisse bekanntzugeben. 

(2) Über die bestandene Prüfung wird ein Zeugnis aus­
gestellt, das von der oder dem Vorsitzenden unterschrieben 
wird. 

Im Falle einer bestandenen Nachprüfung oder nach 
einem erfolgreichen Beschwerdeverfahren wird das Zeug­
nis unter dem Datum ausgestellt, an dem das Ergebnis fest­
gestellt wurde. 

VI. Abschnitt 

Prüfungswiederholung 

§ 27 

Prüfungswiederholung 

( 1) Eine nicht bestandene Prüfung kann einmal wieder­
holt werden. Die Wiederholungsprüfung darf nicht früher 
als ein halbes Jahr und soll nicht später als zwei Jahre nach 
der vorangegangenen Prüfung liegen. In Ausnahmefällen 
kann die Kirchenleitung nach Anhörung des Prüfungsamtes 
eine zweite Wiederholungsprüfung zulassen. 

(2) Über die Anrechnung bereits erbrachter Prüfungslei­
stungen entscheidet die oder der Vorsitzende des Prüfungs­
amtes. 

VII. Abschnitt 

Prüfungsunterlagen und Rechtsbehelfe 

§ 28 

Einsicht in die Prüfungsunterlagen 

Der Prüfling hat das Recht, innerhalb von vier Wochen 
nach Zustellung der Prüfungsnoten auf Antrag bei der oder 
dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes für Predigerinnen und 
Prediger seine schriftlichen Prüfungsleistungen im Prü­
fungsamt persönlich einzusehen. War der Prüfling ohne 
sein Verschulden verhindert, die Frist einzuhalten, ist ihm 
die nachträgliche Einsichtnahme innerhalb einer angemes­
senen Frist zu gestatten. Der Antrag ist vom Prüfling 
binnen vier Wochen nach Wegfall des Hindernisses an die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsamtes zu 
richten. 

§ 29 

Rechtsbehelfe 

(1) Gegen die Nichtzulassung zum Kolloquium und zur 
Abschlußprüfung kann innerhalb von zwei Wochen nach 
Zustellung der Entscheidung Beschwerde beim Landeskir­
chenamt erhoben werden. 

Hilft das Landeskirchenamt der Beschwerde nicht ab, 
kann innerhalb von vier Wochen nach Zustellung der Ent­
scheidung weitere Beschwerde bei der Kirchenleitung er­
hoben werden. Die Kirchenleitung entscheidet endgültig. 

(2) Beanstandungen des Prüfungsverfahrens und von 
Entscheidungen der Prüfungsinstanzen kann der Prüfling im 
Wege der Beschwerde vor dem Prüfungsamt für Predigerin­
nen und Prediger geltend machen. Vor der Entscheidung 
sind der Prüfling und die beteiligten Fachprüferinnen und 
Fachprüfer zu hören. 

Die Beschwerde ist fristgerecht schriftlich bei der oder 
dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes einzulegen. Sie kann 
nur darauf gestützt werden, daß gegen die Verordnung ver­
stoßen wurde. 

Beschwerden zur Beanstandung des Prüfungsverfahrens 
müssen unverzüglich nach Abschluß des betreffenden Prü­
fungsteils, alle anderen Beschwerden innerhalb von vier 
Wochen nach Zustellung der Entscheidung bei der oder dem 
Vorsitzenden des Prüfungsamtes eingelegt werden. Für die 
Wahrung dieser Frist kommt es auf den Zugang bei der oder 
dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes an. 

(3) In der Beschwerde sind die Tatsachen anzugeben und 
die Gründe zu nennen, auf die die Beschwerde gestützt 
wird. Die Beschwerde kann nur damit begründet werden, 
daß der Prüfling in seinen Rechten verletzt wurde. 

Bewertungen werden insbesondere daraufhin überprüft, 
ob die Prüferinnen oder Prüfer von einem falschen Sachver­
halt ausgegangen sind, verfahrensrechtliche Bestimmungen 
oder allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beach­
tet haben oder sich von sachfremden Erwägungen haben lei­
ten lassen. 

( 4) Soweit die Beschwerde Verfahrensverstöße rügt, kann 
die oder der Vorsitzende des Prüfungsamtes ihr dadurch ab­
helfen, daß sie oder er die Wiederholung des davon betrof­
fenen Prüfungsvorgangs anordnet. 

Hilft die oder der Vorsitzende der Beschwerde nicht ab, 
so legt sie oder er diese dem Prüfungsamt zur Entscheidung 
vor. 

(5) Ist die Beschwerde unzulässig oder offensichtlich 
unbegründet, so kann die oder der Vorsitzende des Prü­
fungsamtes sie durch Bescheid zurückweisen. 

Der Prüfling kann gegen die Zurückweisung innerhalb 
von vier Wochen nach Zustellung des Bescheides mit 
schriftlicher Begründung weitere Beschwerde beim Prü­
fungsamt einlegen, wenn Rechtsverstöße geltend gemacht 
werden, die das Gesamtergebnis der Prüfung bestimmt 
haben. Hierauf ist in dem Bescheid der oder des Vorsitzen­
den hinzuweisen. 

Hält das Prüfungsamt die Beschwerde für zulässig und 
begründet, so hebt es die getroffene Entscheidung, und 
wenn es erforderlich ist, das Ergebnis der Prüfung ganz oder 
teilweise auf. Es kann anordnen, daß bestimmte schriftliche 
oder mündliche Teile der Prüfung von diesem Prüfling zu 
wiederholen sind und daß die Wiederholung durch andere 
Fachprüferinnen oder Fachprüfer stattzufinden hat. 

Gibt das Prüfungsamt der Beschwerde nicht statt, so ist 
gegen den die Beschwerde zurückweisenden Bescheid 
innerhalb eines Monats nach Zustellung die Anfechtung vor 
der Verwaltungskammer nach dem Verwaltungsgerichts­
gesetz zulässig. § 29 Abs. 3 gilt entsprechend. 

Das Prüfungsamt wird vor der Verwaltungskammer 
durch die oder den Vorsitzenden des Prüfungsamtes vertre­
ten. 

VIII. Abschnitt 

Anstellungsfähigkeit als Predigerin oder Prediger 
und Berufung 

§ 30 

Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit 
als Predigerin oder Prediger 

(1) Nach bestandener Prüfung im Sinne des § 3 des Kir­
chengesetzes über das Amt des Predigers wird der oder dem 
Betreffenden die Anstellungsfähigkeit als Predigerin oder 
Prediger durch das Landeskirchenamt zuerkannt. 
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(2) Über die Anstellungsfähigkeit als Predigerin oder Pre­
diger wird vom Landeskirchenamt eine Urkunde ausge­
stellt. 

§ 31 

Berufung zur Predigerin oder zum Prediger 

Über die Berufung zur Predigerin oder zum Prediger im 
Sinne des § 4 des Kirchengesetzes über das Amt des Predi­
gers entscheidet das Landeskirchenamt nach vorheriger Zu­
stimmung des Leitungsorgans der Anstellungskörperschaft 

IX. Abschnitt 

Anstellungsfähigkeit als Pfarrstellenverwalterio 
oder Pfarrstellenverwalter und Berufung 

§ 32 

Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit 
als Pfarrstellenverwalterin oder Pfarrstellenverwalter 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 6 des Kirchen­
gesetzes über das Amt des Predigers wird der Predigerin 
oder dem Prediger vom Landeskirchenamt eine Urkunde 
über die Anstellungsfähigkeit als Pfarrstellenverwalterin 
oder Pfarrstellenverwalter ausgehändigt. 

§ 33 

Berufung zur 
Pfarrstellenverwalterin oder zum Pfarrstellenverwalter 

durch eine Kirchengemeinde 

(1) Bewirbt sich eine Predigerin oder ein Prediger, der 
oder dem die Befähigung zuerkannt ist, sich als Pfarrstellen­
verwalterin oder als Pfarrstellenverwalter für eine Pfarr­
stelle zu bewerben, um die Übertragung der Verwaltung 
einer Pfarrstelle, ist sie oder er zunächst vom Presbyterium 
zur Predigt und Katechese einzuladen. § 5 Abs. 1 des Kir­
chengesetzes über die Besetzung der Gemeindepfarrstellen 
findet sinngemäß Anwendung. Das Presbyterium be­
schließt sodann über die Berufung der Predigerin oder des 
Predigers. 

Auf die Predigt und Katechese kann verzichtet werden, 
wenn sich die Predigerin oder der Prediger um die Übertra­
gung der Verwaltung einer Pfarrstelle in der Kirchen­
gemeinde, in der sie oder er zum Zeitpunkt der Bewerbung 
einen Dienst wahrnimmt, bewirbt. 

(2) Der Beschluß des Presbyteriums, durch den die Predi­
gerin zur Pfarrstellenverwalterin oder der Prediger zum 
Pfarrstellenverwalter berufen wird, ist der Kirchengemeinde 
an. den beiden folgenden Sonntagen in den Gottesdiensten 
bekanntzugeben mit dem Hinweis, daß jedes wahlberech­
tigte Gemeindeglied einen schriftlich begründeten Ein­
spruch wegen Lehre, Lebensführung oder Fähigkeiten der 
berufenen Predigerin oder des berufenen Predigers erheben 
kann. Der Einspruch ist spätestens eine Woche nach der 
letzten Bekanntgabe bei der Superintendentin oder dem 
·Superintendenten einzulegen. 

Die Einsprüche gegen die Berufung werden alsbald von 
der Superintendentin oder dem Superintendenten in einer 
Sitzung des Presbyteriums untersucht und dem Landeskir­
chenamt mit Gutachten des Kreissynodalvorstandes zur 
Entscheidung vorgelegt. 

(3) Die Genehmigung des Beschlusses des Presbyteriums 
über die Berufung der Predigerin zur Pfarrstellenverwalterin 
oder des Predigers zum Pfarrstellenverwalter ist zu ver­
sagen, wenn ein Einspruch gegen die Berufung zur Pfarr­
stellenverwalterin oder zum Pfarrstellenverwalter als be­
gründet anerkannt ist. 

( 4) Nach Erledigung etwaiger Einsprüche hat die oder der 
Berufene die Annahme der Wahl innerhalb einer Frist von 
zwei Wochen schriftlich zu erklären. 

§ 34 

Berufung zur 
Pfarrstellenverwalterin oder zum Pfarrstellenverwalter 

durch eine Kirchengemeinde 
neben anderen Bewerberinnen und Bewerbern 

(1) Bewirbt sich eine Predigerin oder ein Prediger neben 
anderen wählbaren Bewerberinnen oder Bewerbern um die 
Übertragung der Verwaltung einer Pfarrstelle in einer Kir­
chengemeinde, ist sie oder er mit den anderen in die engere 
Wahl gezogenen Bewerberinnen oder Bewerbern vom 
Presbyterium zur Predigt und Katechese einzuladen. § 5 
Abs. 1 des Kirchengesetzes über die Besetzung der 
Gemeindepfarrstellen findet sinngemäß Anwendung. 

(2) Entscheidet sich das Presbyterium in der Wahl für die 
Predigerin oder den Prediger, erklärt die Superintendentin 
oder der Superintendent die Wahl damit für beendet. Das 
Presbyterium tritt unmittelbar im Anschluß an die beendete 
Wahl unter Leitung seiner oder seines Vorsitzenden emeut 
zusammen, um die Berufung der Predigerin zur Pfarrstel­
lenverwalterin oder des Predigers zum Pfarrstellenverwalter 
zu beschließen. Das Presbyterium ist bereits bei der 
Ladung zur Pfarrwahl auf die evtl. Notwendigkeit einer sol­
chen Beschlußfassung hinzuweisen. 

(3) Für das weitere Verfahren gelten die Bestimmungen 
des § 33 entsprechend. 

§ 35 

Berufung zur 
Pfarrstellenverwalterin oder zum Pfarrstellenverwalter 

durch einen Kirchenkreis 

(l) Bewirbt sich eine Predigerin oder ein Prediger, der 
oder dem die Befähigung zuerkannt ist, sich als Pfarrstellen­
verwalterin oder als Pfarrstellenverwalter für eine Pfarr­
stelle zu bewerben, um die Übertragung der Verwaltung 
einer kreiskirchlichen Pfarrstelle, ist sie oder er zunächst 
vom Kreissynodalvorstand zur Predigt und Katechese ein­
zMladen. § 8 Abs. 1 des Kirchengesetzes über die kreiskirch­
lichen Pfarrstellen findet sinngemäß Anwendung. 

Der Kreissynodalvorstand beschließt sodann über die Be­
rufung der Predigerin oder des Predigers. 

Auf die Predigt und Katechese kann verzichtet werden, 
wenn sich die Predigerin oder der Prediger um die Übertra­
gung der Verwaltung einer Pfarrstelle in dem Kirchenkreis, 
in dem sie oder er zum Zeitpunkt der Bewerbung einen 
Dienst wahrnimmt, bewirbt. 

(2) Der Beschluß des Kreissynodalvorstandes durch den 
die Predigerin zur Pfarrstellenverwalterin oder der Prediger 
zum Pfarrstellenverwalter berufen wird, ist jedem stimm­
berechtigten Mitglied der Kreissynode bekanntzugeben mit 
dem Hinweis, daß es einen schriftlich begründeten Ein­
spruch wegen Lehre, Lebensführung oder Fähigkeiten der 
berufenen Predigerin oder des berufenen Predigers erheben 
kann. 

(3) § 33 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 

§ 36 

Berufung zur 
Pfarrstellenverwalterin oder zum Pfarrstellenverwalter 

durch einen Kirchenkreis 
neben anderen Bewerberinnen und Bewerbem 

Bewirbt sich eine im Dienst eines Kirchenkreises ste­
hende Predigerin oder ein im Dienst eines Kirchenkreises 
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stehender Prediger neben anderen Bewerberinnen und Be­
werbern um die Übertragung der Verwaltung einer kreis­
kirchlichen Pfarrstelle, gelten die Bestimmungen des § 35 
entsprechend. 

§ 37 

Einführung der 
Predigerinnen und Prediger in das Amt 

als Pfarrstellenverwalterin oder Pfarrstellenverwalter 

(1) Die Predigerinnen und Prediger werden im Gottes­
dienst in ihr Amt als Pfarrstellenverwalterin oder Pfarrstel­
lenverwalter eingeführt. 

(2) Ihnen werden eine Berufungsurkunde, eine Dienst­
anweisung und eine Einkommensnachweisung, die vom 
Landeskirchenamt genehmigt sind, ausgehändigt. 

IX. Abschnitt 

Schlußbestimmungen 

§ 38 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am l. Januar 1998 in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten die Ausführungs­
bestimmungen zu den Kirchengesetzen über das Amt des 
Predigers in der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 
4. November 1975 (KABL S. 179), geändert durch Be­
schlüsse der Kirchenleitung vom 16. Juli 1981 (KABl. 
S. 197) und vom 7. Juli 1982 (KABl. S. 207) außer Kraft. 

Bi e l e f e l d, Aden 26. November 1997 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 

Dr. Hoffmann Winterhoff 

D .. Mitteilungen aus der Okumene 

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen 
und Entscheidungen 

F. Mitteilungen 

Evangelische Kirche in Deutschland 

- Kirchenamt -

Auslandsdienst 

Eine Aufgabe im Ruhestand 

Das Kirchenamt der EKD sucht im Rahmen des kirch­
lichen Dienstes in Urlaubsorten und für die Vakanzvertre­
tung im europäischen Ausland interessierte Pfarrer und 
Pfarrerinnen, die in ihrem Ruhestand nebenamtlich zehn 
Monate pfarramtliche Aufgaben übernehmen möchten. 

Geboten werden: 

- Übernahme der Hin- und Rückfahrkosten für die Beauf­
tragten, 

- mietfreie Wohnung (App.), 

- monatliche Aufwandsentschädigung 1000,- DM 
(steuerpflichtig), 

- teilweise ist ein Auto vorhanden, 

Teilnahme an einem Vorbereitungskurs am 16. bis 
20. März 1998 im Haus Ortlohn, Iserlohn. 

Folgende Stellen sind noch zu besetzen: 

Mallorca/Spanien 1. September 98 bis 30. Juni 99 

Gran Canaria/Spanien 1. September 98 bis 30. Juni 99 
(auch Schulunterricht) 

Rhodos/Griechenland 1. September 98 bis 30. Juni 99 

Teneriffa 1. September 98 bis 30. Juni 99 
(mindestens 
6 Std. Schulunterricht). 

Wenn Sie eine solche Tätigkeit interessiert und Sie Ein­
zelheiten wissen möchten, schreiben Sie uns oder rufen Sie 
möglichst bis zum 20. Februar 1998 an. 

Kirchenamt der EKD 

Postfach 210220 
30402 Hannover 
Telefon (05 11) 27 96- 1 26 

Telefax (05 11) 27 96-7 25 
e-mail: ekd@ekd.de 
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Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck 

Wiederbeilegung der Ordinationsrechte 

Nachdem der Bischof der Evangelischen Kirche in Öster­
reich nicht widersprochen hat, werden Frau Gundula 
Kühneweg die in der Ordination begründeten Rechte mit 
Wirkung vom 1. Januar 1998 wieder beigelegt. 

Kassel, den 17. Dezember 1997 

Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche 

Wiederübertragung der Ordinationsrechte 

Wir teilen mit, daß dem ehemaligen Pastor der Evangeli­
schen Kirche in Berlin-Erandenburg Peter Halm durch die 
Nordelbische Ev.-Luth. Kirche mit Zustimmung der Evan­
gelischen Kirche in Berlin-Erandenburg Auftrag und Recht 
zur öffentlichen Wortverkündigung und zur Sakramentsver­
waltung wieder übertragen worden ist. 

Kiel, den 4. Dezember 1997 

Nordelbisches Kirchenamt 
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